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Teilrevision des Gesetzes über die Pensionskasse Stadt Chur 

Antrag 

1. Die Teilrevision des Gesetzes über die Pensionskasse Stadt Chur wird wie folgt genehmigt: 

- Das Finanzierungsverhältnis Arbeitgeber/Arbeitnehmer für die Pensionskasse wird von 

heute 2 : 1 beziehungsweise 66 : 34 % auf 1.8 : 1.2 beziehungsweise 60 : 40 % ange­

passt und Art. 42 des Gesetzes entsprechend geändert. 

- Die Stadtratsversicherung im Leistungsprimat wird aufgehoben. Die Mitglieder des Stadt­

rates werden gleich versichert wie das Personal. Die Art. 60, 62, 63, 67, 68, 69 und 77 des 

Gesetzes werden entsprechend angepasst bzw. ergänzt sowie die Art. 48 lit. b), 57, 59, 

61, 64, 65 und 66 gestrichen. Die Art. 57 bis 78 werden anschliessend neu nummeriert. 

- Die Teuerungszulage für Rentenbeziehende wird in Zukunft nicht mehr durch die Stadt 

finanziert. Die Abs. 1 und 2 von Art. 39 des Gesetzes werden ersatzlos gestrichen und 

Art. 39 Abs. 3 angepasst. 

- Art. 50 des Gesetzes wird gemäss Antrag der Verwaltungskommission der Pensionskasse 

ergänzt (administrative Anpassungen). 

(Fortsetzung S. 2) 

Zusammenfassung 

Auf Antrag der Vorberatungskommission zur Aufgaben- und Leistungsüberprüfung be­

schloss der Gemeinderat am 10. März 2011 drei die städtische Pensionskasse betreffende 

Sparmassnahmen. Zum einen soll das Finanzierungsverhältnis Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

von bisher 2 : 1 neu auf 1.8 : 1.2 angepasst werden. Zum anderen wird das Leistungspri­

mat der Stadtratsversicherung aufgehoben, und die Teuerungszulagen für die Rentenbe­

ziehenden werden künftig durch die Pensionskasse getragen. Diese drei Massnahmen füh­

ren bei der Stadt zu jährlich wiederkehrenden Einsparungen von Fr. 1.5 Mio. 
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Antrag (Fortsetzung) 

2. Das Gesetz untersteht gestützt auf die Bestimmungen der Stadtverfassung dem obligatori­

schen oder fakultativen Referendum. 

3. Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass sich am Gesetz als Folge der definitiven Prüfung 

durch die BVG- und Stiftungsaufsicht nachträglich formelle Änderungen ergeben können. 
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Bericht 

1. Ausgangslage 

Am 10. März 2011 beschloss der Gemeinderat auf Antrag der Vorberatungskommission 

Aufgaben- und Leistungsüberprüfung drei die Pensionskasse Stadt Chur (PKSC) betreffen­

de Massnahmen. Diese erfordern eine Teilrevision des Gesetzes über die PKSC. Die Ver­

waltungskommission der Pensionskasse erhielt den Auftrag, für die folgenden drei Mass­

nahmen im Gesetz über die PKSC eine Vorlage auszuarbeiten: 

• Umfinanzierung Arbeitgeber/Arbeitnehmer auf neu 60 : 40 % 

Das Finanzierungsverhältnis Arbeitgeber/Arbeitnehmer für die Pensionskasse wird 

von heute 2 : 1 bzw. 66 : 34 % auf 1.8 : 1.2 bzw. 60 : 40 % angepasst (Massnahme 

1150-02b). 

• Aufhebung Leistungsplan der Stadtratsversicherung 

Das Leistungsprimat im Vorsorgeplan Stadtrat wird aufgehoben (Massnahme 1150-03). 

• Aussetzen des automatischen Anspruchs auf Teuerungszulage für Rentenbezie­

hende 

Die Teuerungszulage für Rentenbeziehende wird in Zukunft nicht mehr durch die Stadt 

getragen (Aussetzen städtischer Teuerungszulagen auf Renten, Massnahme 1150-05). 

Der Antrag betreffend Finanzierung von Teuerungszulagen der Rentenbeziehenden be­

zieht sich auch auf ehemalige Mitglieder des Stadtrates. 

Die Massnahmen entsprechen der Empfehlung der gemeinderätlichen Vorberatungskom­

mission. Detaillierte Begründungen werden im Schlussbericht der Vorberatungskommission 

vom 8. Februar 2011 genannt. 

2. Aufträge 

2.1 Auftrag 1: Umfinanzierung Arbeitgeber/Arbeitnehmer von bisher 66 : 34 % auf neu 
60: 40 % 

Die Beiträge an die Pensionskasse betragen gemäss Art. 42 des Gesetzes über die PKSC 

aktuell: 
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Sparbeiträge für 
Risiko- und Kostenbeiträge Gesamte Beiträge 

Einlage in Altersguthaben 
Alter 

AG AN Total AG AN Total AG AN Total 

Bis 24 - - - 2.0% 1.0 % 3.0 % 2.0% 1.0 % 3.0% 

25-34 9.0% 6.0% 15.0 % 3.0 % - 3.0% 12.0 % 6.0 % 18.0 % 

35-44 10.0 % 7.0% 17.0 % 4.0% - 4.0% 14.0 % 7.0% 21.0 % 

45-54 11.0 % 8.0 % 19.0 % 5.0% - 5.0% 16.0 % 8.0% 24.0 % 

55-65 12.0 % 9.0% 21.0 % 6.0% - 6.0% 18.0 % 9.0% 27.0% 

Das bisherige Finanzierungsverhältnis, bei welchem die Arbeitgebenden das Doppelte der 

Arbeitnehmenden-Beiträge leisten, ist auf Arbeitgeber-Beiträge vom Eineinhalbfachen der 

Arbeitnehmenden-Beiträge zu reduzieren. Die Beiträge der Arbeitgebenden sollen um 10 % 

abgesenkt, diejenigen der Arbeitnehmenden entsprechend um 20 % erhöht werden. 

Im Jahr 2010 entrichtete die Stadt Arbeitgeberbeiträge von insgesamt Fr. 8'629'947.--. Mit 

der neuen Beitragsaufteilung reduziert sich der Arbeitgeberanteil um Fr. 863'000.--. 

2.2 Auftrag 2: Aufhebung des Leistungsprimats bei der Stadtratsversicherung 

Der geltende Vorsorgeplan Stadtrat wird nach dem Leistungsprimat geführt. Das bedeutet, 

dass die Altersrente in Prozenten des versicherten Lohns festgelegt wird. Aufgrund der rela­

tiv kurzen Beitragszeit der Mitglieder des Stadtrates und einem Rentensatz von 4 % pro 

Amtsjahr muss bei voller Amtszeit eine Rente von 48 % des versicherten Lohns in nur 12 

Jahren finanziert werden. Dies kann dazu führen, dass - zusätzlich zu den persönlichen 

Einkaufsbeiträgen - durchschnittlich jährliche Pensionskassen-Beiträge um die 60 % vom 

versicherten Lohn benötigt werden. Das persönliche Eintrittsgeld plus 9 % des versicherten 

Lohns trägt das Mitglied des Stadtrates bei, die restlichen Beiträge die Stadt als Arbeitgebe­

rin. 

Das Verhältnis versicherter Lohn zu den Sparbeiträgen beträgt für die Vorsorge der Mitglie­

der des Stadtrates im Jahr 2011: 

Total versicherte Lohnsumme 

Total Sparbeiträge 

• Davon 9 % Arbeitnehmer-Sparbeiträge 

704'152 100.0 % 

429'169 59.8 % 

63'470 9.0 % 
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• Davon Arbeitgeber-Sparbeiträge 

- ordentliche Arbeitgeber-Sparbeiträge 

- zusätzliche Einlagen gem. Art. 67 Abs. 3 PKSC-G 

Total Arbeitgeber-Sparbeiträge 

84'628 

281'071 

365'699 

(12.0 %) 

(38.8 %) 

50.8 % 

Mit einem Wechsel zum Beitragsprimat entfallen die Arbeitgeber-Zusatzbeiträge von 

Fr. 281 '000.-- sowie allfällige Renteneinkäufe nach Lohnerhöhungen durch Teuerung. 

2.3 Auftrag 3: Aussetzen der Teuerungszulage an die Rentenbeziehenden 

Teuerungszulagen auf Altersrenten und die übrigen laufenden Renten bzw. Rententeile 

sind nicht durch übergeordnetes Recht, sondern durch städtisches Recht geregelt. Die 

Stadt und die angeschlossenen Arbeitgebenden sowie die Pensionskasse können mithin 

selbst darüber befinden. 

Die Teuerungszulagen für Rentenbeziehende wurden ab 1996 in drei Schritten auf die ak­

tuell geltende Regelung angepasst. Bis September 1996 richtete die Stadt den Rentenbe­

ziehenden im Umlageverfahren einen jeweils gleich hohen Teuerungsausgleich aus wie 

dem aktiven Personal. Von Oktober 1996 bis Dezember 2005 finanzierte die Stadt die Hälf­

te des Teuerungsausgleichs selbst, die andere Hälfte übernahmen die damalige Pensions­

versicherung und das Personal zu je einem Viertel der Kosten (bis Juni 2002 je 1 % der 

versicherten Lohnsumme, von Juli 2002 bis Dezember 2005 je 0.5 % der versicherten 

Lohnsumme). Seit Januar 2006 beschliesst die Stadt die Teuerungszulage auf Renten für 

den Anteil, den sie selbst finanziert. Die Höhe des durch die Stadt finanzierten Teuerungs­

ausgleichs entspricht der Hälfte des Teuerungsausgleichs des aktiven Personals. Weiter­

gehende Teuerungszulagen - bis maximal zum vollen Teuerungsausgleich - beschliesst die 

Verwaltungskommission gemäss den finanziellen Möglichkeiten der Pensionskasse. 

Eine ab 2006 von der Stadt beschlossene Teuerungszulage an die Rentenbeziehenden 

wird nach dem Rentenwert-Umlage-Verfahren jeweils sofort bei der Pensionskasse voll 

eingekauft. Das heisst, die Stadt leistet der Pensionskasse eine einmalige Einkaufssumme. 

Die Pensionskasse bildet damit Deckungskapital für die Auszahlung der Teuerungszulage 

bis zum Ableben der rentenbeziehenden Person. Die Pensionskasse trägt das Langlebe­

risiko. 

Gewährt die Stadt z.B. ein Prozent Teuerungszulage auf die Löhne des städtischen Perso­

nals, steht den Rentenbeziehenden nach aktuell gültiger Regelung ein halbes Prozent Teu­

erungszulage auf die Grundrente zu. Der Einkauf eines halben Prozents Teuerungszulage 

bei der Pensionskasse kostet die Stadt Fr. 640'347.-- (Stand 1. Januar 2011). 
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3. Umsetzung der Aufträge 

3.1 Umfinanzierung Arbeitgeber/Arbeitnehmer von bisher 66 : 34 % auf neu 60 : 40 % 

Das Beitragsverhältnis von zwei Dritteln zu einem Drittel wurde nach der Kündigung des 

Vollversicherungsvertrags mit Swiss Life per 31. Dezember 2007 in der dafür erforderlichen 

Teilrevision der Verordnung über die Pensionsversicherung des Personals der Stadt Chur 

ab 1. Januar 2008 fortgeführt. Dieses Beitragsverhältnis sieht einen Beitrag von durch­

schnittlich rund 4.5 %1 vom versicherten Lohn für Risiko- und andere Kosten vor (siehe Ta­

belle Zift. 2.1). 

Mit der Umfinanzierung werden die Risikobeiträge neu auch durch die Arbeitnehmenden 

mitfinanziert. In der Zwischenzeit gelang es der Verwaltungskommission, in zwei Schritten 

einen kostengünstigeren Rückversicherungs-Vertrag (Risiken Invalidität und Tod) abzu­

schliessen und die Verwaltungskosten zu reduzieren. Die Totalbeiträge für Risiko- und 

Verwaltungskosten können ab 2012 von bisher durchschnittlich 4.5 % auf neu durchschnitt­

lich 3.6 % vom versicherten Lohn gesenkt werden. Die Beiträge der Arbeitgebenden redu­

zieren sich um zusätzliche 0.54 % vom versicherten Lohn (60 % von 0.9 % Beitragsredukti­

on). Bei einer versicherten Lohnsumme der städtischen Angestellten von Fr. 56'515'323.-­

(Stand Ende 2010) reduzieren sich die Risiko- und anderen Kosten um Fr. 305'182.--. Für 

die Arbeitnehmenden bedeutet dies eine um 0.36 % vom versicherten Lohn geringere Er­

höhung der Beiträge. 

Mit Einbezug der Kostensenkung bei der Rückversicherung schlägt die Verwaltungskom­

mission folgende Beitragsgestaltung und Beitragsaufteilung ab 1. Januar 2012 vor: 

Einlage in Altersguthaben Risiko- und andere Kosten Gesamte Beiträge 
Alter 

AG AN Total AG AN Total AG AN Total 

Bis 24 - - - 1.5 % 1.0 % 2.5% 1.5 % 1.0 % 2.5 % 

25-34 9.0% 6.0% 15.0 % 1.5 % 1.0 % 2.5% 10.5 % 7.0% 17.5 % 

35-44 10.2 % 6.8% 17.0 % 1.9 % 1.3 % 3.2% 12.1 % 8.1 % 20.2 % 

45-54 11.4 % 7.6% 19.0 % 2.4 % 1.6 % 4.0% 13.8 % 9.2 % 23.0 % 

55-65 12.6 % 8.4 % 21.0 % 2.9% 1.9 % 4.8% 15.5 % 10.3 % 25.8 % 

1 Ohne Gewichtung der versicherten Lohnsumme pro Alterskategorie - mit Gewichtung der versicherten Lohnsumme 
beträgt der durchschnittliche Beitrag aktuell rund 4.59 %, da mehr als die Hälfte der versicherten Lohnsumme auf die 
Alterskategorien 45 - 54 Jahre und 55 - 65 Jahre mit höheren Beiträgen entfällt. 
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Art. 42 vom Gesetz über die PKSC hält die Aufteilung der Finanzierung der Pensionskasse 

zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden fest. Die Abs. 2 bis 4 von Art. 42 sind ent­

sprechend anzupassen. 

PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 42 2 Der ordentliche Beitrag der versicherten Der ordentliche Beitrag der versicherten Gemeinderatsbeschluss 

Bei- Personen an die Altersgutschriften Personen an die Altersgutschriften 

träge beträgt: sowie die Risiko- und anderen Kosten Beiträge der Arbeitneh-
(Risiken Invalidität und Tod sowie menden werden erhöht 

Alter Beitrag in Prozent des Sicherheitsfonds und Verwaltungskos- auf das Verhältnis AG/AN 
versicherten Lohnes ten) beträgt in Prozent des versicherten von 1.8 : 1.2 gemäss 

Lohnes: Massnahme 1150-02b 
25 - 34 6 Prozent der städtischen Aufga-
35 -44 7 Prozent Alter tür Alters- für Risiko und Total ben- und Leistungsüber-
45 - 54 8 Prozent Gutschriften andere Kosten Beiträge prüfung. 
55 - 65 9 Prozent 25-34 6.0 Prozent 1.0 Prozent 7.0 Prozent 

(64 bei Frauen) 35-44 6.8 Prozent 1.3 Prozent 8.1 Prozent 
45-54 7.6 Prozent 1.6 Prozent 9.2 Prozent Details zu Beitragsver-55 -65 8.4 Prozent 1.9 Prozent 10.3 Prozent 

(64 bei Frauen) hältnissen: 

Der ordentliche Beitrag der Arbeitge- Die Aufteilung 1.8 : 1.2 
benden beträgt in Prozent des versi- entspricht einer Auftei-
cherten Lohnes: lung von 60 : 40 %. 

Alter tür Alters- für Risiko und Total Das Aufteilungsverhältnis 
Gutschriften andere Kosten Beiträge beim Total der Beiträge 

25-34 9.0 Prozent 5 Prozent 10.5 Prozent lautet: 
35-44 10.2 Prozent 1.9 Prozent 12.1 Prozent 
45-54 11.4 Prozent 2.4 Prozent 13.8 Prozent 10.5%: 7.0% =60.00: 40.00 
55-65 12.6 Prozent 2.9 Prozent 15.5 Prozent 12.1%: 8.1% =59.90: 40.10 

(64 bei Frauen) 13.8% : 9.2% =60.00: 40.00 
15.5% : 10.3% =60.08: 39.92 

3 Personen mit Alter 24 und jünger ent- Personen mit Alter 24 und jünger ent-
richten einen jährlichen Beitrag von richten einen jährlichen Beitrag von 
1 Prozent des versicherten Lohnes für 1 Prozent des versicherten Lohnes für 
die Risikoversicherung (Tod und Invali- Risiko- und andere Kosten. Die Arbeit-
dität). gebenden leisten für diese Personen 

einen Risiko- und Kostenbeitrag von 
1.5 Prozent des versicherten Lohnes. 

4 Die Beiträge der Arbeitgebenden betra- Reichen die Beiträge gemäss Abs. 2 Die Beitragsaufteilung 
gen das Doppelte der Arbeitnehmen- und 3 für Risiko- und andere Kosten zwischen Arbeitgebenden 
den-Beiträge gemäss Abs. 2 und 3. Mit nicht zur Deckung dieser aus, ist die und Arbeitnehmenden 
diesen Beiträgen werden die restlichen Pensionskasse berechtigt, die Beiträge wird neu in Abs. 2 fest-
Altersgutschriften sowie die Risiko- und auf einen kostendeckenden Ansatz zu gehalten. 
Verwaltungskosten bezahlt. Reichen erhöhen. 
diese Beiträge für die Deckung der 
Risiko- und Verwaltungskosten nicht 
aus, ist die Pensionskasse berechtigt, 
auch von den aktiven versicherten 
Personen einen Risikobeitrag zu ver-
langen. 

Sind die Beiträge für Risiko- und andere Kosten nicht mehr kostendeckend, hat die Pensi­

onskasse mit Art. 42 Abs. 4 weiterhin die Möglichkeit, die Beiträge bis auf kostendeckendes 

Niveau anzuheben. Damit wird dem übergeordneten Recht Rechnung getragen, welches 

vorgibt, dass bei öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen der Arbeitgeber nur entweder 

die Leistungshöhe oder die Beiträge, jedoch nicht bei des zusammen festlegen darf. 
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Die Umfinanzierung wirkt sich auf den verfügbaren Nettolohn des Personals unterschiedlich 

aus. Bei einer Vollzeitanstellung entsteht in Prozenten vom massgebenden AHV-Bruttolohn 

ein zusätzlicher Abzug von 0.6 % bei Lohnklasse 5 Minimum (z.B. Stadtarbeiter unter Alter 

35 Jahre), ein solcher von 1.1 % bei Lohnklasse 20 Maximum (z.B. Gewerbeschullehrper­

son mit Alter über 54 Jahre) und ein solcher bis maximal 1.2 % bei Lohnklasse 28 Maxi­

mum und Alter über 54 Jahre. 

3.2 Aufhebung des Leistungsprimats bei der Stadtratsversicherung 

Mit der Aufhebung des Leistungsprimats werden die Mitglieder des Stadtrates gleich versi­

chert wie das aktive Personal. Das führt zu tieferen Alters- und Hinterlassenenrenten für die 

Mitglieder des Stadtrates, welche ab 1. Januar 2013 im Amt sein werden. Dagegen verbes­

sern sich andere versicherte Leistungen. Die Invalidenrente erhöht sich von bisher 40 % auf 

neu 50 % vom versicherten Lohn und damit steigt auch die Witwenrente beim Ableben vor 

dem Altersrücktritt von bisher 24 % auf neu 30 % des versicherten Lohns. Bisher bestand 

kein Anspruch auf ein Todesfallkapital - neu haben anspruchsberechtigte Hinterlassene das 

Anrecht auf ein Todesfallkapital von 50 % des im Zeitpunkt des Todes vorhandenen Alters­

guthabens. 

Die berufliche Vorsorge der Mitglieder des Stadtrates wird bis auf wenige Sonderregelun­

gen (Rücktrittsalter, Staffelung der Sparbeiträge und Ruhegehalt) neu gleich geregelt wie 

diejenige des Personals. Daher beschloss die Vorsorgekommission Stadtrats plan an der 

Sitzung vom 20. Juni 2011, die Kommission mit Inkrafttreten der neuen Bestimmungen auf­

zulösen. 

Im neuen Beitragsprimat bestimmen u.a. auch die Höhe der eingebrachten Freizügigkeits­

leistung sowie freiwillig geleistete Einkaufssummen die Höhe der Altersrente. Deswegen 

wird für die Höhe des Ruhegehalts eine separate Bestimmung notwendig. Die vom Ge­

meinderat beschlossenen Massnahmen beinhalten keine Anpassung beim Ruhegehalt. Es 

beträgt weiterhin 4 % vom versicherten Lohn pro geleistetes Amtsjahr. 

Die Aufhebung des Leistungsprimats erfordert Anpassungen bei den Art. 60, 62, 63, 67, 68, 

69 und 77 sowie die Streichung von Art. 48 lit. b), 57, 59, 61, 64, 65 und 66 vom Gesetz 

über die PKSC: 
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PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 48 Organe der Pensionskasse sind: Organe der Pensionskasse sind: Auflösung der Vorsorge-

Organe a) die Verwaltungskommission; a) die Verwaltungskommission; 
kommission Stadtratsplan 
gemäss Beschluss der 

b) die Vorsorgekommission Stadtrats- b) die Geschäftsstelle; Kommission vom 20. Juni 
plan c) die Revisionsstelle; 2011. Wird nicht mehr 

c) die Geschäftsstelle; d) die Expertin oder der Experte für 
benötigt, da bei den 
Mitgliedern des Stadt ra-

d) die Revisionsstelle; berufliche Vorsorge. tes bis auf das Rücktritts-
e) die Expertin oder der Experte für alter, die Staffelung der 

berufliche Vorsorge. Sparbeiträge und das 
Ruhegehalt alle Regelun-
gen gleich sind wie beim 
Personal. 

Art. 57 1 Für die Vorsorge der Mitglieder des Streichen 

Vorsor- Stadtrates wird eine besondere Vorsor-

gekom- gekommission Stadtratsplan bestellt. 

mission 
Stadt-
ratsplan 2 Die Vorsorgekommission Stadtratsplan Streichen 

besteht aus dem Präsidium der Verwal-
tungskommission der Pensionskasse 
als Vorsitz, einer vom Gemeinderat ge-
wählten unabhängigen Fachperson als 
Arbeitgebervertretung und dem Stadt-
präsidium als Arbeitnehmervertretung. 
Die Amtsperiode beträgt vier Jahre und 
stimmt mit derjenigen des Stadtrates 
überein. 

3 Der Vorsorgekommission obliegt das Streichen 
Antragsrecht auf Revision des zehnten 
Abschnittes dieses Gesetzes zuhanden 
des Stadtrates. Zudem beschliesst sie 
Erlass und Änderungen jener Regle-
mentsbestimmungen, die ausschliess-
lieh den Vorsorgeplan Stadtrat betref-
fen. 

Art. 59 Eintrittsleistung Streichen Entfällt im Beitragsprimat 

Art. 60 1 Der Anspruch auf Altersleistung ent- Für ehemalige Mitglieder des Stadtrats, Das neue Beitragsprimat 

Beginn steht mit Erreichen des ordentlichen welche die Amtszeit vor Erreichen des verlangt eine Präzisie-

Alters- AHV-Rentenalters. ordentlichen AHV-Rentenalters beendet rung des Zeitpunkts des 

leistung haben oder welche eine Invalidenrente Altersrücktritts bei Invali-
erhalten, entsteht der Anspruch auf dität und damit der Been-
Altersleistung mit Erreichen des ordent- digung des Sparprozes-
lichen AHV-Rentenalters. ses. 

Regelung für Beginn 
Altersrente bei Invaliden-
renten-Bezug war bisher 
unter Art. 62 Abs. 3. 
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PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 61 Für den ausbezahlten Betrag wird ein Streichen Aufhebung Leistungspri-

Vorbe- Vorbezugskonto geführt. Bei der Be- mat 

zug rechnung der Altersrente oder der Wie beim Vorsorgeplan Personal 

oder Freizügigkeitsleistung wird der Saldo -7 Art. 12 PKSC-Gesetz Art. 49 vom Vorsorgereg-

Über- des Vorbezugskontos angerechnet. lement kann gestrichen 

trag bei werden. 

Schei-
dung 

Art. 62 2 Die Altersrente beträgt für jedes zurück- Streichen Aufhebung Leistungspri-

Alters- gelegte Amtsjahr 4 Prozent des versi- mat 

leistung cherten Lohnes, maximal 48 Prozent Wie beim Vorsorgeplan Personal 

/ Alters- des versicherten Lohnes. Vorbehalten -7 Art. 18ff PKSC-Gesetz Art. 50 vom Vorsorgereg-

gut- bleibt eine allfällige Kürzung infolge lement kann gestrichen 

schrif- ungenügenden Einkaufs oder eines werden. 

ten Vorbezugs für Wohneigentum bzw. 
eines Übertrags bei Scheidung. 

3 Der Anspruch auf Altersleistungen Streichen Wird geregelt mit Art. 26 
eines invaliden ehemaligen Mitgliedes Abs. 2 und Art. 60 Abs. 1 
des Stadtrates entsteht mit Erreichen Wie beim Vorsorgeplan Personal PKSC-Gesetz 
des ordentlichen AHV-Rentenalters. -7 Art. 26 Abs. 2 und 60 Abs. 1 PKSC-
Die Altersleistung dieses ehemaligen Gesetz 
Mitgliedes des Stadtrates entspricht ab 
dem ordentlichen AHV-Rentenalter der 
maximal möglichen Altersrente, jedoch 
höchstens der Altersrente, auf die das 
Mitglied des Stadtrates bei einem Amts-
rücktritt mit Erreichen des AHV-Renten-
alters Anspruch gehabt hätte. 

4 Bei ungenügendem Einkauf werden die Streichen Entfällt im Beitragsprimat 
Altersleistungen entsprechend gekürzt. 

5 Die ordentliche Altersgutschrift für die Die Höhe der ordentlichen Altersgut- Zusatzgutschriften entfal-
Mitglieder des Stadtrates beträgt 21 schrift für die Mitglieder des Stadtrates len im Beitragsprimat. 
Prozent des versicherten Lohnes. entspricht während der Amtszeit derje-
Diese Altersgutschriften werden um nigen des Personals ab Alter 55. 
Zusatzbeiträge gemäss Art. 67 Abs. 3 
erhöht. 

6 Neuer Absatz Während der Dauer einer Invalidität, Bei Invalidität erfolgen bis 
längstens bis zum Erreichen des or- zum Erreichen des or-
dentlichen AHV-Rentenalters, ent- dentlichen AHV-Renten-
spricht die Altersgutschrift derjenigen alters/dem Altersrenten-
des Personals nach effektivem Alter. beginn - unabhängig von 

der noch möglichen 
Amtszeit - Gutschriften 
ins Altersguthaben, je-
doch zu Bedingungen wie 
beim Personal (gestaf-
felt). 
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PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 63 2 Anspruch auf ein Ruhegehalt besteht Anspruch auf ein Ruhegehalt besteht Mit der Aufhebung der 

Ruhe- für die Zeit zwischen dem Amtsrücktritt für die Zeit zwischen dem Amtsrücktritt Altersrente nach Leis-

gehalt und dem Erreichen des ordentlichen und dem Erreichen des ordentlichen tungsprimat wird eine 
AHV-Rentenalters. Die Höhe des Ru- AHV-Rentenalters, längstens aber bis andere Definition der 
hege haltes entspricht der Altersrente. zum Tod des ehemaligen Mitgliedes Höhe des Ruhegehaltes 

des Stadtrates. als bisher benötigt. 

Der Gemeinderat be-
Neuer Abs. 3 (Abs. 3 bisher wird neu Die Höhe des Ruhegehaltes beträgt für schloss keine Änderung 
Abs. 4 usw.) jedes zurückgelegte oder angebroche- beim Ruhegehalt. 

ne Amtsjahr 4 Prozent, maximal 48 -7 gleiche Höhe wie 
Prozent des versicherten Lohnes. bisher. 

Gem. bisherigem Art. 50 
PKSC-Vorsorgeregle-
ment werden für die 
Berechnung der Alters-
rente angebrochene 
Amtsjahre als volle Amts-
jahre gerechnet. 

Neuer Abs. 8 Bei Tod eines Ruhegehalt beziehen- Regelung gilt nur, wenn 
den, ehemaligen Mitgliedes des Stadt- ehemaliges Stadtratsmit-
rates vor Erreichen des Anspruchs auf glied zwischen Amts-
Altersrente entspricht die Ehegattenren- rücktritt und Erreichen 
te 62.5 Prozent des Ruhegehaltes, des ordentlichen AHV-
mindestens aber 60 Prozent der vor- Rentenalters stirbt. 
aussichtlichen Altersrente (berechnet 
mit einem Hochrechnungszins von 62.5 Prozent vom Ruhe-
2 Prozent). Die Höhe der Waisenrente gehalt mit 12 Amtsjahren 
beträgt einen Drittel der Ehegattenren- (48 % vom versicherten 
te. Dieser Bestimmung vorbehalten Lohn) ergeben eine 
bleibt die Regelung bei Auszahlung der Witwenrente von 30 % 
Freizügigkeitsleistung. vom versicherten Lohn = 

wie beim Vorsorgeplan 
Personal. 

Art. 64 Die Invalidenrente beträgt bei voller Streichen Aufhebung Leistungspri-

Invali- Invalidität 40 Prozent des versicherten mat 

den- Lohnes. Teilinvaliden mit mindestens Wie beim Vorsorgeplan Personal 

rente 40 Prozent Invaliditätsgrad steht eine -7 Art. 24 - 26 PKSC-Gesetz 
Leistung entsprechend dem Invalidi-
tätsgrad zu, abgestuft auf einen Viertel, 
die Hälfte oder drei Viertel der Invali-
denrente. 

Art. 65 Beim Tod einer versicherten Person vor Streichen Aufhebung Leistungspri-

Ehegat- dem Altersrentenbeginn beträgt die mat 

ten- jährliche Ehegattenrente 60 Prozent der Wie beim Vorsorgeplan Personal 

rente I Invalidenrente (= 24 Prozent des versi- -7 Art. 28ft PKSC-Gesetz 

Le- cherten Lohnes). Beim Tod einer versi-

bens- cherten Person nach dem Altersrücktritt 

partner- beträgt die jährliche Ehegattenrente 

rente 60 Prozent der Altersrente. 

Art. 66 Es besteht kein Anspruch auf Auszah- Streichen Aufhebung Leistungspri-

Todes- lung des Todesfallkapitals. mat 

fa 11- Wie beim Vorsorgeplan Personal 

kapital -7 Art. 38 PKSC-Gesetz 
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PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 67 1 Die ordentliche Finanzierung erfolgt Die ordentliche Finanzierung erfolgt Anpassung von versi-

Beiträ- durch die jährlichen Beiträge der Stadt durch die jährlichen Beiträge der Stadt cherten Personen auf ~ 

ge I und der versicherten Personen. und der Mitglieder des Stadtrates. Mitglieder des Stadtrates. 

Finan-
zierung 

2 Der jährliche Beitrag der versicherten Der jährliche Beitrag der Mitglieder des Wird geregelt mit Art. 42 
Personen entspricht für die Altersgut- Stadtrates entspricht für die Altersgut- Abs. 2 PKSC-Gesetz 
schrift 9 Prozent des versicherten schrift sowie den Risiko- und Kosten-
Lohnes und wird auf zwölf monatliche beiträgen dem Beitrag des Personals 
Raten aufgeteilt. Die Beitragspflicht ab Alter 55. Die Beitragspflicht besteht 
besteht bis Ende der Amtszeit. bis Ende der Amtszeit. 

3 Die Stadt leistet für die restlichen AI- Der jährliche Beitrag der Mitglieder des Aufhebung Leistungspri-
tersgutschriften einen jährlichen Beitrag Stadtrates entspricht für die Altersgut- mat 
von 12 Prozent und zusätzlich einen schrift sowie die Risiko- und Kostenbei-
Risikobeitrag von 6 Prozent. Zudem träge dem Beitrag des Personals ab Beiträge gemäss Art. 42 
leistet die Stadt jährlich einen Zusatz- Alter 55. Die Beitragspflicht besteht bis Abs.2 
beitrag bis zum Beginn der Altersleis- Ende Amtszeit. 
tungen. Mit dem Zusatzbeitrag werden 
die zusätzlich notwendigen Altersgut-
schriften für die Leistungen des Stadt-
ratsplans ausfinanziert. Die Höhe des 
Zusatzbeitrages wird nach versiche-
rungstechnischen Grundsätzen be-
rechnet. 

Art. 68 2 Neuer Absatz Endet die Amtszeit eines Mitgliedes des Mit Aufhebung Leis-

An- Stadtrates vor Erreichen des ordentli- tungsprimat wird neue 

spruch ehen AHV-Rentenalters und besteht Regelung notwendig. 

auf kein Anspruch auf Invalidenleistungen, 

Aus- wird das Altersguthaben weiter verzinst. 

tritts- Es erfolgen keine Altersgutschriften 

leistung mehr (prämienfreie Weiterführung der 

(Frei- Versicherung). 

zügig-
keits-
leis- 3 Neuer Absatz Anstelle der prämienfreien Weiterfüh- Analog Versicherung 

tung) rung der Versicherung kann ein Über- Personal, jedoch mit 
trag der erworbenen Freizügigkeitsleis- Unterschied, dass Über-
tung in eine andere Vorsorgeeinrich- trag verlangt werden 
tung verlangt werden. In diesem Falle muss. 
bleibt der Anspruch auf das Ruhegehalt 
bestehen. Hingegen bestehen keine 
Ansprüche mehr auf Alters- und Hinter-
lassenenleistungen. 

Art. 69 1 Gegen Verfügungen der GeschäftssteI- Gegen Verfügungen der GeschäftssteI- Anpassung bzw. Strei-

Rechts- Ie kann bei der Verwaltungskommission le kann bei der Verwaltungskommission chung der Vorsorgekom-

mittel bzw. der Vorsorgekommission Stadt- innert 30 Tagen schriftlich und begrün- mission Stadtrats plan 
ratsplan innert 30 Tagen schriftlich und det Einsprache erhoben werden. nach deren Aufhebung. 
begründet Einsprache erhoben werden. 

2 Verfügungen der Verwaltungskommis- Verfügungen der Verwaltungskommis- Anpassung bzw. Strei-
sion und der Vorsorgekommission sion können beim Verwaltungsgericht chung der Vorsorgekom-
Stadtratsplan können beim Verwal- angefochten werden. mission Stadtratsplan 
tungsgericht angefochten werden. nach deren Aufhebung. 

Die aktuell laufende Amtsperiode endet am 31. Dezember 2012. Bis dahin soll das Leis­

tungsprimat im Vorsorgeplan Stadtrat für die bereits heute amtierenden Mitglieder des 

Stadtrates beibehalten werden. Für neue Mitglieder des Stadtrates gelten die neuen Be­

stimmungen ab Amtsantritt. Zwei der zurzeit amtierenden Mitglieder des Stadtrates schei-
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den infolge der Amtszeitbegrenzung Ende 2012 aus dem Stadtrat aus. Für das dritte Mit­

glied des Stadtrates, Frau Stadträtin Doris Caviezel-Hidber, wird bei der zu erwartenden 

Wiederwahl für eine zweite Amtsperiode ab 2013 eine Übergangslösung benötigt. 

Stadträtin Doris Caviezel-Hidber leistete beim Eintritt in den Vorsorgeplan Stadtrat das reg­

lementarisch vorgegebene Eintrittsgeld für die 12 Jahre Amtszeit. Damit waren in den ers­

ten drei Jahren weniger Arbeitgeberbeiträge nötig. Dies wäre in den Folgejahren entspre­

chend kompensiert worden. Durch den Systemwechsel würde nun Stadträtin Doris Cavie­

zel-Hidber benachteiligt. Ihr steht als Freizügigkeitsgutschrift per 1. Januar 2013 das nach 

vier Jahren im Leistungsprimat erworbene Deckungskapital bzw. der Barwert der erworbe­

nen Rente zu, jedoch kein Besitzstand auf die Höhe der 48 % Altersrente nach 12 Amtsjah­

ren. Da sie bereits das Eintrittsgeld/den Einkauf auf die maximale Altersrente von 48 % mit 

12 Amtsjahren einbezahlt hat, drängt sich eine Übergangsbestimmung auf. Dem Konto von 

Stadträtin Doris Caviezel-Hidber sind zwei Drittel des ein bezahlten Eintrittsgelds als freiwil­

lige Einlage umzubuchen und die dadurch entstehende Deckungskapital-Lücke von Fr. 

127'655.-- an Arbeitgeberbeiträgen für die erste Amtsdauer nachzufinanzieren. 

PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 77 2 Neuer Absatz Für Mitglieder des Stadtrates, welche Übergangsbestimmung 

Aufhe- bereits vor dem 1. Januar 2011 im Amt 

bung waren, gelten bis 31. Dezember 2012 Besitzstand auf Leis-

bis- die Bestimmungen gemäss Vorsorge- tungsprimat bis Ende der 

herigen plan Stadtrat vom 1. Juli 2010 bzw. laufenden Amtsperiode 

Rechts 1. Januar 2011. 2009 - 2012. 

Für Mitglieder des Stadtrates, welche 
während der Amtsdauer 2009 - 2012 
durch Ersatzwahl vor dem 1. Januar 
2013 ihr Amt antreten, gelten die neuen 
Bestimmungen ab Amtsantritt. 

3 Neuer Absatz Aktiv amtierende Mitglieder des Stadt- Übergangsbestimmung 
rates, welche vor dem 31. Dezember 
2012 ein Eintrittsgeld leisten mussten Das Eintrittsgeld wird in 
und bis dahin noch nicht zwölf Amtsjah- der Renten-Barwert-
re ausweisen, werden die zu viel be- tabelle für die Berech-
zahlten Einkaufsbeiträge als freiwillige nung des Deckungskapi-
Einlage auf dem Alterskonto zusätzlich tals nicht berücksichtigt. 
gutgeschrieben. Die zu viel bezahlten 
Einkaufsbeiträge entsprechen der 
totalen Einkaufssumme dividiert durch 
zwölf multipliziert mit den bis zu zwölf 
fehlenden Amtsjahren. Die Einlage gilt 
als zusätzliche Arbeitgeberbeiträge und 
wird von der Stadt durch eine Einmal-
zahlung geleistet. 
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3.3 Aussetzen der Teuerungszulage an die Rentenbeziehenden 

Das Aussetzen der Teuerungszulage an die Rentenbeziehenden führt einzig zu Anpassun­

gen beim Art. 39 des Gesetzes über die PKSC. Abs. 1 und 2, welche die Höhe und die Fi­

nanzierung der Teuerungszulage durch die Arbeitgebenden festhalten, sind zu streichen 

und Abs. 3 entsprechend anzupassen. 

PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 39 1 Altersrenten und die übrigen laufenden Streichen Gemeinderatsbeschluss 

Anpas- Renten bzw. Rententeile werden ange-

sung an passt, wenn auch dem städtischen Die Teuerungszulage 

die Personal der Teuerungsausgleich durch die Stadt wird 

Preis- gewährt wird. ausgesetzt gemäss 

entwick- Massnahme 1150-05 der 

lung städtischen Aufgaben-
und Leistungsüberprü-
fung. 

2 Die Stadt und die angeschlossenen Streichen Bisher ausgesprochene 
Arbeitgebenden beschliessen die Teue- und finanzierte Teue-
rungszulage auf die Renten. Die Höhe rungszulagen werden 
der Teuerungszulage durch die Stadt weiterhin ausbezahlt. Ein 
entspricht der Hälfte des Teuerungs- Besitzstand wird bereits 
ausgleichs, der dem aktiven Personal durch übergeordnetes 
gewährt wird. Die Finanzierung erfolgt Recht gewährleistet. 
durch die Arbeitgebenden vollständig 
im Jahr, in welchem die neue Teue-
rungszulage erstmals gewährt wird. 

3 Über weitergehende Teuerungszulagen Die Verwaltungskommission be- Eine Teuerungszulage 
auf die Renten beschliesst jährlich die schliesst jährlich über Teuerungszula- auf die Renten wird mit 
Verwaltungskommission nach den gen auf die Renten unter Berücksichti- Überschüssen finanziert. 
finanziellen Möglichkeiten der Pensi- gung der reglementarischen Bestim- Art. 8 vom Anlageregle-
onskasse. mungen. ment hält die Über-

sChussverteilung fest. 

Über die Teuerungszulage an Rentenbeziehende durch die Pensionskasse entscheidet 

weiterhin die Verwaltungskommission unter Berücksichtigung der finanziellen Möglichkeiten 

der Pensionskasse. 

Die Teuerungszulage auf das Ruhegehalt und anschliessend die Altersrente für ehemalige 

Mitglieder des Stadtrates wird in Art. 63 Abs. 6 des Gesetzes über die PKSC beschrieben: 

"Ehemalige Mitglieder des Stadtrates mit Anspruch auf ein Ruhegehalt und später einer Al­

tersrente haben Anspruch auf Teuerungszulagen, wie sie auch den übrigen städtischen 

Rentenbeziehenden ausgerichtet werden. Die bis zum Erreichen des ordentlichen AHV­

Rentenalters auf das Ruhegehalt erworbene Teuerungszulage wird in Prozenten auf die 

danach auszurichtende Altersrente übertragen. " 
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Damit wird bereits schon jetzt sichergestellt, dass ehemalige Mitglieder des Stadtrates glei­

che Ansprüche auf Teuerungszulage wie ehemaliges Personal haben. 

4. Finanzielle Auswirkungen 

4.1 Einsparungen aus den vorgesehenen Massnahmen sowie der Senkung der Risiko­
und Verwaltungskosten 

Die Stadt, die IBC und die weiteren angeschlossenen Arbeitgebenden können aus den drei 

vorgesehenen Massnahmen sowie der Reduktion der Risiko- und Verwaltungskosten unten 

aufgeführte jährliche Einsparungen erzielen: 

Bezeichnung/Betrieb Stadt IBC Kreis 
Bürger-

Total 
gemeinde 

Einsparung aus Umfi-
- 863'000 - 77'500 - 49'000 - 5'300 - 994'800 

nanzierung 1.8 : 1.2 

Einsparung aus zusätzl. 
Senkung der Risiko- und - 305'000 - 26'300 - 15'300 - 1'600 - 348'200 
Kostenprämie (- 0.54 %) 

Einsparung aus Aufhe-
bung Leistungsprimat - 281'000 - - - - 281'000 
Stadtratsplan 

Einsparungen -1'449'000 -103'800 - 64'300 - 6'900 -1'624'000 

Die Einsparungen für den Einkauf von Rentenerhöhungen beim Vorsorgeplan Stadtrat vari­

ieren von Jahr zu Jahr und je nach Zusammensetzung des Stadtrates (noch wenige oder 

mehrere Amtsjahre bis Amtsrücktritt) sehr stark. Zudem fehlen konkrete Basisdaten, teil­

weise sind sie noch unbekannt, wie beispielsweise die neuen Mitglieder des Stadtrates ab 

2013. Die Einsparungen können deshalb nur aufgrund von Erfahrungswerten aus der Ver­

gangenheit mit Fr. 50'000.-- bis Fr. 100'000.-- pro Prozent Lohnanstieg eingeschätzt wer­

den. 

Einsparungen bei der Teuerungszulage an die Rentenbeziehenden fallen nur an, wenn ein 

Teuerungsausgleich auf die Löhne des Personals ausgesprochen wird. Bei einem Prozent 

Teuerung per 1. Januar 2011 auf die Löhne hätten die Rentenbeziehenden 0.5 Prozent 

Teuerung erhalten. 

Der Einkauf von Teuerungszulagen bei der Pensionskasse kostet die Arbeitgebenden als 

einmalige Einlage (Stand 1. Januar 2011): 
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Bezeich nu ng/Betrieb Stadt IBC Kreis 
Bürger-

Total gemeinde 

Einkauf von 0.5 % TZ 
bei 1.0 % Teuerung auf 640'300 26'100 32'200 4'600 703'200 
die Löhne 

Einkauf von 1.0 % TZ 
bei 2.0 % Teuerung auf 1'280'600 52'200 64'400 9'200 1'406'400 
die Löhne 

Einkauf von 1.5 % TZ 
bei 3.0 % Teuerung auf 1'920'900 78'300 96'600 13'800 2'109'600 
die Löhne 

4.2 Einmalige Kosten für Übergangsbestimmungen bei Auflösung Leistungsprimat im 
Vorsorgeplan Stadtrat 

Das zu viel bezahlte Eintrittsgeld für ein Mitglied des Stadtrates wird dem Deckungskapital 

abgezogen und in eine freiwillige Einlage umgewandelt. Die Deckungskapital-Lücke wird 

durch zusätzliche Arbeitgeberbeiträge der Stadt ausfinanziert. Diese Beiträge fielen in den 

vergangenen Jahren der Stadt weniger an. Sie hat nun eine einmalige Nachfinanzierung 

von Fr. 127'655.-- zu leisten. (siehe Kap. 3.2). 

4.3 Auswirkungen auf die Pensionskasse (Beitragsgestaltung und Rechnungsergebnis) 

Die Umfinanzierung auf 1.8 : 1.2 führt zu einer neuen Beitragsgestaltung. Nur so kann ver­

mieden werden, dass bestimmte Versichertengruppen höhere Sparbeiträge leisten als die 

Arbeitgebenden. Neu werden auch den Versicherten anteilmässig Beiträge für die Risiko­

und anderen Kosten abgerechnet. Die neue Kostenaufteilung entspricht einem zeitgemäs­

sen Beitragsmodell und bietet grosse Transparenz im Sinne einer "Good Governance". Bei 

der neuen Beitragsgestaltung wurde darauf geachtet, dass einerseits bei den Gesamtbei­

trägen die bisherigen Verhältnisse beibehalten bleiben und andererseits stets die Aufteilung 

60 % Arbeitgebende und 40 % Arbeitnehmende eingehalten wird. Die Reduktion der Risiko­

und anderen Kosten wird möglich, da die Pensionskasse als teilautonome Kasse in den 

letzten Jahren grössere Kostensenkungen sowohl bei der Rückversicherung als auch bei 

der Verwaltung erzielte. 
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5. Anträge der Verwaltungskommission auf administrative Anpassungen im Ge­
setz über die PKSC 

Die Verwaltungskommission ist nach Art. 50 des Gesetzes über die PKSC bei Anwesenheit 

von mindestens fünf Mitgliedern beschlussfähig. Tritt bei einem Traktandum ein Mitglied in 

den Ausstand, wird die Kommission bereits schon bei Abwesenheit von nur einem Mitglied 

beschlussunfähig. Die Verwaltungskommission soll in einem solchen Fall die Möglichkeit 

erhalten, auch mit nur vier Stimmberechtigten beschlussfähig zu sein. Die Beschlussfas­

sung muss dann jedoch einstimmig und ohne Enthaltung erfolgen. Zudem kann vermieden 

werden, dass bei Abwesenheit eines Mitglieds eine Gruppe von Vertretenden gegenüber 

der andern Gruppe die Mehrheit besitzt und Anträge in der laufenden Sitzung mit mindes­

tens 3 : 2 Stimmen für sich entscheiden kann. Bei vier Stimmen für Beschlussgültigkeit be­

darf es immer mindestens einer Stimme der anderen Vertretenden-Gruppe oder bei Stim­

mengleichheit den Stichentscheid des Präsidiums. 

Zirkularbeschlüsse waren bisher üblich, wurden jedoch in keinem Reglement besonders 

erwähnt. Voraussetzung für einen gültigen Zirkularbeschluss ist eine Rechtsgrundlage auf 

Gesetzesebene. Die Verwaltungskommission schafft nun diese Rechtsgrundlage mit einer 

Aufnahme einer entsprechenden Regelung im Gesetz über die PKSC. 

PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 50 Anpassung beim Titel: Anpassung des Artikel-

b) Titels auf den gesamten 

Zu sam- Zusammensetzung, Konstituierung Inhalt des Artikels 

men- und Beschlussfassung 

setzung 
und 
Konsti- 3 Die Verwaltungskommission ist be- Beschlüsse der Verwaltungskommissi- Damit kann bei Abwe-

tuie- schlussfähig, wenn mindestens fünf on sind gültig, wenn sie mit mindestens senheit eines Kommissi-

rung Mitglieder anwesend sind. 4 Stimmen gefasst werden. onsmitglieds die andere 
Vertretenden-Gruppe die 
Sitzung nicht mit 3 : 2 
dominieren. 

4 Beschlüsse werden mit der Mehrheit Das Präsidium besitzt kein Stimmrecht. Die Mehrheitsregelung 
der Stimmenden gefasst. Das Präsidi- Bei Stimmengleichheit kommt ihm wird mit der neuen Be-
um besitzt kein Stimmrecht; bei Stim- jedoch der Stichentscheid zu. Die schlussgültigkeit in 
mengleichheit kommt ihm jedoch der Stimme des Präsidiums zählt wie dieje- Art. 50 Abs. 3 nicht mehr 
Stichentscheid zu. Die Mitglieder stim- nige der anderen Kommissionsmitglie- benötigt. 
men ohne Instruktionen. der. 

Der letzte Satz von Abs. 
4 wird neu in einem 
eigenen Abs. 5 aufge-
führt. 
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PKSC-Gesetz vom 8. April 2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

5 Neuer Absatz Die Mitglieder stimmen ohne Instruktio- Bisher letzter Satz von 
nen. Art. 50 Abs. 4 

6 Neuer Absatz Zirkularbeschlüsse bedürfen der Zu- Keine grundsätzliche 
stimmung von mindestens vier Mitglie- Änderung zur bisherigen 
dern und keiner ablehnenden Stimmen. Praxis - Zirkularbeschlüs-

se gab es schon früher. 
Erhöht die Handlungsfä-
higkeit der Kommission. 

6. Vorprüfung 

Der Rechtskonsulent nahm am 12. Mai 2011 die Vorprüfung der Gesetzes- und Vorsorge­

reglements-Anpassungen vor. Am 18. Mai 2011 wurden die Anpassungen dem Experten für 

berufliche Vorsorge vorgelegt. Dieser überprüfte stellvertretend für die Aufsicht die Erlasse. 

Die Empfehlungen des Pensionskassenexperten wurden in die neuen Regelungen einbe­

zogen. 

Die definitive Prüfung und die Abnahme durch die Aufsichtsbehörde erfolgt nach Beschluss 

des Gemeinderates. Daher verbleibt ein Vorbehalt betreffend Änderungen in der Folge die­

ser definitiven Prüfungen (analog Botschaft Nr. 18/2010, rechtliche Verselbständigung der 

PVSC). 

7. Schlussbemerkungen/lnkrafttreten 

Die Massnahmen im Zusammenhang mit der Aufgaben- und Leistungsüberprüfung wurden 

durch die Verwaltungskommission und durch die Vorsorgekommission Stadtratsplan im 

Sinne der Gemeinderatsaufträge vorberaten. 

Die Vorsorgekommission Stadtratsplan hat diejenigen Neuerungen, welche die Mitglieder 

des Stadtrates betreffen, an der Sitzung vom 20. Juni 2011 beraten. Sie nimmt in zustim­

mendem Sinne Kenntnis von der Umsetzung der Gemeinderatsaufträge vom 10. März 2011 

betreffend Aufhebung des Leistungsplans. 

Die Verwaltungskommission hält fest, dass die in diesem Bericht vorgeschlagenen Mass­

nahmen in Erfüllung der Aufträge des Gemeinde- bzw. Stadtrates ausgearbeitet wurden, 

dass die Verwaltungskommission diesen Massnahmen selbst damit aber nicht zustimmt 

(siehe dazu Bericht an den Stadtrat der früheren Versicherungskommission der Pensions­

versicherung des Personal der Stadt Chur vom 10. April 2010 und Botschaft Nr. 30/2010-

Schlussbericht der Projektgruppe, Seite 33). 
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Der Stadtrat beabsichtigt, die vorliegende Teilrevision nach deren Annahme durch den Ge­

meinderat bzw. durch das Volk wenn möglich auf den 1. Januar 2012 in Kraft zu setzen. 

Wir bitten Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderates, dem 

Antrag des Stadtrates zuzustimmen. 

Chur, 15. August 2011 

Namens des Stadtrates 

Der Stadtpräsident 

Christian Boner 

Anhang 

- Synoptische Darstellung mit den Anpassungen beim Gesetz über die Pensionskasse Stadt 
Chur 

- Details zur neuen Festlegung der Sparbeiträge sowie der Risiko- und anderen Beiträge 
- Entwurf Gesetz über die PKSC nach Teilrevision, mit hervorgehobenen Anpassungen 

Aktenauflage 

Bericht der Verwaltungskommission Pensionskasse Stadt Chur vom 18. Juli 2011 



• 

Pensionskasse Stadt Chur 

Gesetz über die PKSC 

Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben- + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 
(Diese Anpassungs-Vorschläge basieren auf dem Beschluss des Gemeinderates vom 10. März 2011) 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 39 1 Altersrenten und die übrigen laufenden Renten bzw. Rententeile werden an- Streichen Gemeinderatsbeschluss 

Anpassung 
gepasst, wenn auch dem städtischen Personal der Teuerungsausgleich ge-
währt wird. Die Teuerungszulage durch die 

an die Stadt wird ausgesetzt gemäss 
Preisent- Massnahme 1150-05 der städti-
wicklung sehen Aufgaben- und Leistungs-

überprüfung. 

2 Die Stadt und die angeschlossenen Arbeitgebenden beschliessen die Teue- Streichen Bisher ausgesprochene und fi-
rungszulage auf die Renten. Die Höhe der Teuerungszulage durch die Stadt nanzierte Teuerungszulagen 
entspricht der Hälfte des Teuerungsausgleichs, der dem aktiven Personal werden weiterhin ausbezahlt. Ein 
gewährt wird. Die Finanzierung erfolgt durch die Arbeitgebenden vollständig Besitzstand wird bereits durch 
im Jahr, in welchem die neue Teuerungszulage erstmals gewährt wird. übergeordnetes Recht gewähr-

leistet. 

3 Über weitergehende Teuerungszulagen auf die Renten beschliesst jährlich Die Verwaltungskommission beschliesst jährlich über Teuerungszulagen auf Eine Teuerungszulage auf die 
die Verwaltungskommission nach den finanziellen Möglichkeiten der Pensi- die Renten unter Berücksichtigung der reglementarischen Bestimmungen. Renten wird mit Überschüssen fi-
onskasse. nanziert. Artikel 8 vom Anlagereg-

lement hält die Überschussvertei-
lung fest. 

----- ~ ~--~ 
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

Art. 42 2 

Beiträge 

3 

4 

Art. 48 
Organe 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 

Der ordentliche Beitrag der versicherten Personen an die Altersgutschriften 
beträgt: 

Alter Beitrag in Prozent des 
versicherten Lohnes 

25 - 34 
35 - 44 
45 - 54 
55 - 65 (64 bei Frauen) 

6 Prozent 
7 Prozent 
8 Prozent 
9 Prozent 

Personen mit Alter 24 und jünger entrichten einen jährlichen Beitrag von 
1 Prozent des versicherten Lohnes für die Risikoversicherung (Tod und Inva­
lidität). 

Die Beiträge der Arbeitgebenden betragen das Doppelte der Arbeitnehmen­
den-Beiträge gemäss Abs. 2 und 3. Mit diesen Beiträgen werden die restli­
chen Altersgutschriften sowie die Risiko- und Verwaltungskosten bezahlt. 
Reichen diese Beiträge für die Deckung der Risiko- und Verwaltungskosten 
nicht aus, ist die Pensionskasse berechtigt, auch von den aktiven versicher­
ten Personen einen Risikobeitrag zu verlangen. 

Organe der Pensionskasse sind: 

a) die Verwaltungskommission; 

b) die Vorsorgekommission Stadtratsplan 

c) die Geschäftsstelle; 

d) die Revisionsstelle; 

e) die Expertin oder der Experte für berufliche Vorsorge. 

Vorschlag für neue Fassung 

Der ordentliche Beitrag der versicherten Personen an die Altersgutschriften 
sowie die Risiko- und anderen Kosten (Risiken Invalidität und Tod sowie 
Sicherheitsfonds und Verwaltungskosten) beträgt in Prozent des versicherten 
Lohnes: 

Alter für Alters- für Risiko und Total 
gutschriften andere Kosten Beiträge 

25 - 34 6.0 Prozent 1.0 Prozent 7.0 Prozent 
35 - 44 6.8 Prozent 1.3 Prozent 8.1 Prozent 
45 - 54 7.6 Prozent 1.6 Prozent 9.2 Prozent 
55 - 65 (64 bei Frauen) 8.4 Prozent 1.9 Prozent 10.3 Prozent 

Der ordentliche Beitrag der Arbeitgebenden beträgt in Prozent des versicher­
ten Lohnes: 

Alter für Alters- für Risiko und Total 
gutschriften andere Kosten Beiträge 

25 - 34 9.0 Prozent 1.5 Prozent 10.5 Prozent 
35 - 44 10.2 Prozent 1.9 Prozent 12.1 Prozent 
45 - 54 11.4 Prozent 2.4 Prozent 13.8 Prozent 
55 - 65 (64 bei Frauen) 12.6 Prozent 2.9 Prozent 15.5 Prozent 

Personen mit Alter 24 und jünger entrichten einen jährlichen Beitrag von 
1 Prozent des versicherten Lohnes für Risiko- und andere Kosten. Die Arbeit­
gebenden leisten für diese Personen einen Risiko- und Kostenbeitrag von 1.5 
Prozent des versicherten Lohnes. 

Reichen die Beiträge gemäss Abs. 2 und 3 für Risiko- und andere Kosten 
nicht zur Deckung dieser aus, ist die Pensionskasse berechtigt, die Beiträge 
auf einen kostendeckenden Ansatz zu erhöhen. 

Organe der Pensionskasse sind: 

a) die Verwaltungskommission; 

b) die Geschäftsstelle; 

c) die Revisionsstelle; 

d) die Expertin oder der Experte für berufliche Vorsorge. 
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Bemerkungen 

Gemeinderatsbeschluss 

Beiträge der Arbeitnehmenden 
werden erhöht auf das Verhältnis 
ANlAG von 1.8 : 1.2 gemäss 
Massnahme 1150-02b der städti­
schen Aufgaben- und Leistungs­
überprüfung. 

Details zu Beitragsverhältnissen: 

Die Aufteilung 1.8 : 1.2 entspricht 
einer Aufteilung von 60% : 40%. 

Das Aufteilungsverhältnis beim 
Total der Beiträge lautet: 

10.5%: 7.0% = 60.00: 40.00 
12.1%: 8.1% = 59.90: 40.10 
13.8%: 9.2% = 60.00: 40.00 
15.5%: 10.3% = 60.08: 39.92 

Die Beitragsaufteilung zwischen 
Arbeitnehmenden und Arbeitge­
benden wird neu in Abs. 2 fest­
gehalten. 

Auflösung der Vorsorgekommis­
sion Stadtratsplan gemäss Be­
schluss der Kommission vom 
20. Juni 2011. Wird nicht mehr 
benötigt, da bis auf Rücktrittsal­
ter, Staffelung Sparbeiträge und 
Ruhegehalt alle Regelungen 
gleich wie beim Personal sind. 
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 50 Anpassung beim Titel: Anpassung des Artikel-Titels auf 

b) Zu sam-
den gesamten Inhalt des Artikels 

Zusammensetzung, Konstituierung und 
men- Beschlussfassung 
setzung 
und Konsti-
tuierung 

3 Die Verwaltungskommission ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Mit- Beschlüsse der Verwaltungskommission sind gültig, wenn sie mit mindestens Damit kann bei Abwesenheit ei-
glieder anwesend sind. 4 Stimmen gefasst werden. nes Kommissionsmitgliedes die 

andere Vertretenden-Gruppe die 
Sitzung nicht mit 3:2 dominieren. 

4 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmenden gefasst. Das Präsidium Das Präsidium besitzt kein Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit kommt ihm je- Die Mehrheitsregelung wird mit 
besitzt kein Stimmrecht; bei Stimmengleichheit kommt ihm jedoch der Stich- doch der Stichentscheid zu. Die Stimme des Präsidiums zählt wie diejenige der neuen Beschlussgültigkeit in 
entscheid zu. Die Mitglieder stimmen ohne Instruktionen. der anderen Kommissionsmitglieder. Art. 50 Abs. 3 nicht mehr benö-

tigt. 

5 Neuer Absatz Die Mitglieder stimmen ohne Instruktionen. Bisher letzter Satz von Art. 50 
Abs.4 

Keine grundsätzliche Änderung 
6 Neuer Absatz Zirkularbeschlüsse bedürfen der Zustimmung von mindestens vier Mitgliedern zur bisherigen Praxis Zirkular-

und keiner ablehnenden Stimmen. beschlüsse gab es schon früher. 
Erhöht die Handlungsfähigkeit der 
Kommission. 

Art. 57 1 Für die Vorsorge der Mitglieder des Stadtrates wird eine besondere Vorsor- Streichen Auflösung der Vorsorgekommis-

Vorsorge-
gekommission Stadtratsplan bestellt. sion Stadtratsplan gemäss Be-

schluss der Kommission vom 
kommission 20. Juni 2011. 
Stadtrats-
plan 

2 Die Vorsorgekommission Stadtratsplan besteht aus dem Präsidium der Ver- Streichen Kommission wird nicht mehr be-
waltungskommission der Pensionskasse als Vorsitz, einer vom Gemeinderat nötigt, da bis auf Rücktrittslater, 
gewählten unabhängigen Fachperson als Arbeitgebervertretung und dem Staffelung Sparbeiträge und Ru-
Stadtpräsidium als Arbeitnehmervertretung. Die Amtsperiode beträgt vier Jah- hegehalt alle Regelungen gleich 
re und stimmt mit derjenigen des Stadtrates überein. wie Personal. 

3 Der Vorsorgekommission obliegt das Antragsrecht auf Revision des zehnten Streichen 
Abschnittes dieses Gesetzes zuhanden des Stadtrates. Zudem beschliesst 
sie Erlass und Änderungen jener Reglementsbestimmungen, die ausschliess-
lich den Vorsorgeplan Stadtrat betreffen. 

--
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

! 

Art. 59 1 Die Freizügigkeitsleistung aus früheren Vorsorgeverhältnissen ist in die Pen- Streichen Gemeinderatsbeschluss 

Eintrittsleis-
sionskasse einzubringen. Die Höhe der Eintrittsleistung beträgt: 

Aufhebung Leistungsprimat der 
tung 2.5 Prozent des versicherten Lohnes für jedes Jahr zwischen Alter 25 - Stadtratsversicherung gemäss 

29 Jahre Massnahme 1150-03 der städti-
3.0 Prozent des versicherten Lohnes für jedes Jahr zwischen Alter 30 - sehen Aufgaben und Leistungs-

34 Jahre überprüfung 
3.5 Prozent des versicherten Lohnes für jedes Jahr zwischen Alter 35 -

39 Jahre Entfällt, da im Beitragsprimat kein 
4.0 Prozent des versicherten Lohnes für jedes Jahr zwischen Alter 40 - Eintrittsgeld benötigt wird. 

45 Jahre 
4.5 Prozent des versicherten Lohnes für jedes Jahr zwischen Alter 46 - Art. 48 vom Vorsorgereglement 

49 Jahre kann gestrichen werden. 
5.0 Prozent ab Alter 50 Jahre 

2 Die Eintrittsleistung wird beim Eintritt in die Pensionskasse fällig. Erreicht die Streichen Aufhebung Leistungsprimat 
eingebrachte Freizügigkeitsleistung die Höhe der geforderten Eintrittsleistung 
nicht, ist der Fehlbetrag in zinslosen monatlichen Raten als Lohnabzug wäh-
rend der ersten drei Jahre zu tilgen. In begründeten Fällen kann die Vorsor-
gekommission eine Fristerstreckung bewilligen. 

3 Ein allfälliger Fehlbetrag zur Eintrittsleistung kann anstelle des monatlichen Streichen Aufhebung Leistungsprimat 
Lohnabzuges auch teilweise oder vollständig als einmalige Einlage getilgt 
werden. 

4 Bis zum Amtsrücktritt oder bis zum Zeitpunkt der Invalidität bzw. des Todes- Streichen Aufhebung Leistungsprimat 
falls noch nicht bezahlte Eintrittsleistung wird analog zu einem Bezug für 
Wohneigentum in eine Kürzung der Leistungen umgerechnet. 

Das Beitragsprimat verlangt eine 

Art. 60 1 Der Anspruch auf Altersleistung entsteht mit Erreichen des ordentlichen AHV- Für ehemalige Mitglieder des Stadtrats, welche die Amtszeit vor Erreichen Präzisierung des Zeitpunktes des 
Rentenalters. des ordentlichen AHV-Rentenalters beendet haben oder welche eine Invali- Altersrücktritts bei Invalidität und 

Beginn AI- denrente erhalten, entsteht der Anspruch auf Altersleistung mit Erreichen des damit der Beendigung des Spar-
tersleistung ordentlichen AHV-Rentenalters. prozesses. 

Regelung für Beginn Altersrente 
bei Invalidenrenten-Bezug war 
bisher unter Art. 62 Abs. 3. 

Art. 61 1 Das Reglement definiert die Anpassung der Leistungen nach einem Vorbezug Streichen Aufhebung Leistungsprimat 

Vorbezug 
für Wohneigentum oder einem Übertrag infolge Scheidung. 

Wie beim Vorsorgeplan Personal Art. 49 vom Vorsorgereglement 
oder Über- -7 Art. 12 PKSC-Gesetz kann gestrichen werden. 
trag bei 
Scheidung 

. _-- _L .......... ----- --------- ---- . .. -
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

I 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Art. 62 2 Die Altersrente beträgt für jedes zurückgelegte Amtsjahr 4 Prozent des versi- Streichen Aufhebung Leistungsprimat 

Altersleis-
cherten Lohnes, maximal 48 Prozent des versicherten Lohnes. Vorbehalten 
bleibt eine allfällige Kürzung infolge ungenügenden Einkaufs oder eines Vor- Wie beim Vorsorgeplan Personal Art. 50 vom Vorsorgereglement 

tung I bezugs für Wohneigentum bzw. eines Übertrags bei Scheidung. -7 Art. 18ff PKSC-Gesetz kann gestrichen werden. 
Altersgut-
schriften 

3 Der Anspruch auf Altersleistungen eines invaliden ehemaligen Mitgliedes des Streichen Aufhebung Leistungsprimat 
Stadtrates entsteht mit Erreichen des ordentlichen AHV-Rentenalters. Die AI-
tersleistung dieses ehemaligen Mitgliedes des Stadtrates entspricht ab dem Wie beim Vorsorgeplan Personal 
ordentlichen AHV-Rentenalter der maximal möglichen Altersrente, jedoch -7 Art. 26 Abs. 2 und 60 Abs. 1 PKSC-Gesetz 
höchstens der Altersrente, auf die das Mitglied des Stadtrates bei einem 
Amtsrücktritt mit Erreichen des AHV-Rentenalters Anspruch gehabt hätte. 

4 Bei ungenügendem Einkauf werden die Altersleistungen entsprechend ge- Streichen Aufhebung Leistungsprimat 
kürzt. 

5 Die ordentliche Altersgutschrift für die Mitglieder des Stadtrates beträgt 21 Die Höhe der ordentlichen Altersgutschrift für die Mitglieder des Stadtrates Aufhebung Leistungsprimat 
Prozent des versicherten Lohnes. Diese Altersgutschriften werden um Zu- entspricht während der Amtszeit derjenigen des Personals ab Alter 55. 
satzbeiträge gemäss Art. 67 Abs. 3 erhöht. Zusatzgutschriften entfallen im 

Beitragsprimat. 

Bei Invalidität erfolgen bis zum 
6 Neuer Absatz Während der Dauer einer Invalidität, längstens bis zum Erreichen des orden- Erreichen des ordentlichen AHV-

tlichen AHV-Rentenalters, entspricht die Altersgutschrift derjenigen des Per- Rentenalters/dem Altersrenten-
sonais nach effektivem Alter. beginn - unabhängig von der 

noch möglichen Amtszeit - Gut-
schriften ins Altersguthaben, je-
doch zu Bedingungen wie beim 
Personal (gestaffelt). 

Art. 63 2 Anspruch auf ein Ruhegehalt besteht für die Zeit zwischen dem Amtsrücktritt Anspruch auf ein Ruhegehalt besteht für die Zeit zwischen dem Amtsrücktritt Mit der Aufhebung der Altersrente 

und dem Erreichen des ordentlichen AHV-Rentenalters. Die Höhe des Ruhe- und dem Erreichen des ordentlichen AHV-Rentenalters, längstens aber bis nach Leistungsprimat wird eine 
Ruhegehalt gehaltes entspricht der Altersrente. zum Tod des ehemaligen Mitgliedes des Stadtrates. andere Definition der Höhe des 

Ruhegehaltes als bisher benötigt. 

Der Gemeinderat beschloss keine 

Neuer Absatz 3 (Abs. 3 bisher wird neu Abs. 4 usw.) Die Höhe des Ruhegehaltes beträgt für jedes zurückgelegte oder angebro-
Änderung beim Ruhegehalt. 

chene Amtsjahr 4 Prozent, maximal 48 Prozent des versicherten Lohnes. 
-7 gleiche Höhe wie bisher. 

Gem. bisherigem Art. 50 PKSC-
Vorsorgereglement werden für 
die Berechnung der Altersrente 
angebrochene Amtsjahre als volle 
Amtsjahre gerechnet. 
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

! 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Regelung gilt nur, wenn ehemali-
8 Neuer Absatz Bei Tod eines Ruhegehalt beziehenden, ehemaligen Mitgliedes des Stadtra- ges Stadtratsmitglied zwischen 

tes vor Erreichen des Anspruchs auf Altersrente entspricht die Ehegattenren- Amtsrücktritt und Erreichen des 
te 62.5 Prozent des Ruhegehaltes, mindestens aber 60 Prozent der voraus- ordentlichen AHV-Rentenalters 
sichtlichen Altersrente (berechnet mit einem Hochrechnungszins von 2 Pro- stirbt. 
zent). Die Höhe der Waisenrente beträgt einen Drittel der Ehegattenrente. 62.5 Prozent vom Ruhegehalt mit 
Dieser Bestimmung vorbehalten bleibt die Regelung bei Auszahlung der Frei- 12 Amtsjahren (48% vom versi-
zügigkeitsleistung. cherten Lohn) ergeben eine Wit-

wenrente von 30% vom versi-
cherten Lohn = wie beim Vorsor-
geplan Personal. 

Art. 64 Die Invalidenrente beträgt bei voller Invalidität 40 Prozent des versicherten Streichen Aufhebung Leistungsprimat 

Invaliden-
Lohnes. Teilinvaliden mit mindestens 40 Prozent Invaliditätsgrad steht eine 
Leistung entsprechend dem Invaliditätsgrad zu, abgestuft auf einen Viertel, Wie beim Vorsorgeplan Personal 

rente die Hälfte oder drei Viertel der Invalidenrente. -7 Art. 24 -26 PKSC-Gesetz 

Art. 65 Beim Tod einer versicherten Person vor dem Altersrentenbeginn beträgt die Streichen Aufhebung Leistungsprimat 

Ehegatten-
jährliche Ehegattenrente 60 Prozent der Invalidenrente (= 24 Prozent des 
versicherten Lohnes). Beim Tod einer versicherten Person nach dem Alters- Wie beim Vorsorgeplan Personal 

rente I Le- rücktritt beträgt die jährliche Ehegattenrente 60 Prozent der Altersrente. -7 Art. 28ff PKSC-Gesetz 
benspartne 
rrente 

Art. 66 Es besteht kein Anspruch auf Auszahlung des Todesfallkapitals. Streichen Aufhebung Leistungsprimat 

Todesfall- Wie beim Vorsorgeplan Personal 
kapital -7 Art. 38 PKSC-Gesetz 

Art. 67 1 Die ordentliche Finanzierung erfolgt durch die jährlichen Beiträge der Stadt Die ordentliche Finanzierung erfolgt durch die jährlichen Beiträge der Stadt Anpassung von versicherten Per-
und der versicherten Personen. und der Mitglieder des Stadtrates. sonen auf -7 Mitglieder des 

Beiträge I Stadtrates. 
Finanzie-
rung 

2 Der jährliche Beitrag der versicherten Personen entspricht für die Altersgut- Der jährliche Beitrag der Mitglieder des Stadtrates entspriCht für die Altersgut- Aufhebung Leistungsprimat 
schrift 9 Prozent des versicherten Lohnes und wird auf zwölf monatliche Ra- schrift sowie die Risiko- und Kostenbeiträge dem Beitrag des Personals ab 
ten aufgeteilt. Die Beitragspflicht besteht bis Ende der Amtszeit. Alter 55. Die Beitragspflicht besteht bis Ende Amtszeit. Beiträge gemäss Art. 42 Abs. 2 

----- ~~--~ 
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

3 Die Stadt leistet für die restlichen Altersgutschriften einen jährlichen Beitrag Der jährliche Beitrag der Stadt entspricht für die Altersgutschrift sowie die Ri- Aufhebung Leistungsprimat 
von 12 Prozent und zusätzlich einen Risikobeitrag von 6 Prozent. Zudem leis- siko- und Kostenbeiträge dem Beitrag des Personals ab Alter 55. Die Bei-
tet die Stadt jährlich einen Zusatzbeitrag bis zum Beginn der Altersleistungen. tragspflicht besteht bis Ende Amtszeit. Beiträge gemäss Art. 42 Abs. 2 
Mit dem Zusatzbeitrag werden die zusätzlich notwendigen Altersgutschriften 
für die Leistungen des Stadtratsplans ausfinanziert. Die Höhe des Zusatzbei- Mit dem Beitragsplan entfallen die 
trag es wird nach versicherungstechnischen Grundsätzen berechnet. Zusatzbeiträge. 

Art. 53 vom Vorsorgereglement 
kann gestrichen werden. 

Art. 68 2 Neuer Absatz Endet die Amtszeit eines Mitgliedes des Stadtrates vor Erreichen des orden- Mit Aufhebung Leistungsprimat 

Anspruch 
tlichen AHV-Rentenalters und besteht kein Anspruch auf Invalidenleistungen, wird neue Regelung notwendig. 
wird das Altersguthaben weiter verzinst. Es erfolgen keine Altersgutschriften 

auf Aus- mehr (prämienfreie Weiterführung der Versicherung). 
trittsleistun 
g (Freizü-
gigkeitsleist 
ung) 

3 Neuer Absatz Anstelle der prämienfreien Weiterführung der Versicherung kann ein Übertrag Analog Versicherung Personal, 
der erworbenen Freizügigkeitsleistung in eine andere Vorsorgeeinrichtung jedoch mit Unterschied, dass 
verlangt werden. In diesem Falle bleibt der Anspruch auf das Ruhegehalt be- Übertrag verlangt werden muss. 
stehen. Hingegen bestehen keine Ansprüche mehr auf Alters- und Hinterlas-
senenleistungen. 

Art. 69 1 Gegen Verfügungen der Geschäftsstelle kann bei der Verwaltungskommissi- Gegen Verfügungen der Geschäftsstelle kann bei der Verwaltungskommissi- Anpassung bzw. Streichung der 

Rechtsmit-
on bzw. der Vorsorgekommission Stadtratsplan innert 30 Tagen schriftlich on innert 30 Tagen schriftlich und begründet Einsprache erhoben werden. Vorsorgekommission Stadtrats-

tel 
und begründet Einsprache erhoben werden. plan nach deren Aufhebung. 

2 Verfügungen der Verwaltungskommission und der Vorsorgekommission Verfügungen der Verwaltungskommission können beim Verwaltungsgericht Anpassung bzw. Streichung der 
Stadtratsplan können beim Verwaltungsgericht angefochten werden. angefochten werden. Vorsorgekommission Stadtrats-

plan nach deren Aufhebung. 

Art. 77 2 Neuer Absatz Für Mitglieder des Stadtrates, welche bereits vor dem 1. Januar 2011 im Amt Übergangsbestimmung 

Aufhebung 
waren, gelten bis 31. Dezember 2012 die Bestimmungen gemäss Vorsorge-
plan Stadtrat vom 1. Juli 2010 bzw. 1. Januar 2011. Besitzstand auf Leistungsprimat 

bisherigen Für Mitglieder des Stadtrates, welche während der Amtsdauer 2009 - 2012 bis Ende der laufenden Amtsperi-
Rechts durch Ersatzwahl vor dem 1. Januar 2013 ihr Amt antreten, gelten die neuen ode 2009 - 2012. 

Bestimmungen ab Amtsantritt. 
Neuer Textvorschlag aufgrund 
der Vorausprüfung durch den 
BVG-Experten der PKSC, Dr. o. 
Deprez 
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Entwurf mit Vorschlag für Anpassungen des PKSC-G aufgrund der Massnahmen aus der Aufgaben + Leistungsüberprüfung Stadt Chur 

Bisheriges PKSC-Gesetz vom 8.4.2010 

3 Neuer Absatz 

Neugestaltung der Nummerierung der Artikel 57 bis 78: 

X. Besondere Bestimmungen für die Mitglieder des Stadtrates 
()Fund!!atz ...•.. 
Vorsorgekommission Stadtratsplan 
Ver$iCherter.PeJsoneri~reis J Zeitpunkt derAüfnal1lJle. 
Eintrittsleistung 
Beginn Alte~leisfuhg ...• 
Vorbezug oder Übertrag bei Scheidung 
Ältersleistung J AlterSgutschrifter:l;.· 
Ruhegehalt 
InvaJidenrente 
Ehegattenrente I Lebenspartnerrente 
Todesf~lIkapitaJ 
Beiträge! Finanzierung 
f.!1spruch .auf Austri!t!!Ij3isti.uig. (F refzügigkeif!!I\?lstung) 

XI. Rechtspflege 
Rechtsmittel 

XII. Übergangs- und Schluss bestimmungen 
Weit~lf@rU!1g bisheriger ÜI:l~rg~ogsbestimthtiflg~1l 
Weiterführung der Aktiven und Passiven sowie bestehender Verträge 
Anschhi~$yerträge .. 
Besitzstand bei bisherigen Kinderrenten 
Übernal)roe:bisheriger. OrgantUflktiOri~ri und Mitarbeitende GesClJäftsstelle 
Sonderbestimmung über den freiwilligen Einkauf 
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Vorschlag für neue Fassung Bemerkungen 

Aktiv amtierende Mitglieder des Stadtrates, welche vor dem 31. Dezember Übergangsbestimmung 
2012 ein Eintrittsgeld leisten mussten und bis dahin noch nicht zwölf Amtsjah-
re ausweisen, werden die zu viel bezahlten Einkaufsbeiträge als freiwillige Das Eintrittsgeld wird in der Ren-
Einlage auf dem Alterskonto zusätzlich gutgeschrieben. Die zu viel bezahlten ten-Barwerttabelle für die Be-
Einkaufsbeiträge entsprechen der totalen Einkaufssumme dividiert durch rechnung des Deckungskapitals 
zwölf multipliziert mit den bis zu zwölf fehlenden Amtsjahren. Die Einlage gilt nicht berücksichtigt. 
als zusätzliche Arbeitgeberbeiträge und wird von der Stadt durch eine Ein-
malzahlung geleistet. 
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Pensionskasse Stadt Chur 

Prämien PK Stadt Chur - Ausgangslage bisher (inkl. Zusatzkosten Stadtrat) und neues Prämien-Modell 

Spar Total Risiko Total 

15 3 

17 4 

19 5 

21 6 

22.5 '" 4.5 

Stadt 56'500'000 2'542'500 

IBC 4'900'000 220'500 

versicherter Lohn 

15.0 

8'475'000 

735'000 

7.5 

4'237'500 

367'500 

!
L.ösungso .• : 40 

. " AG 

..• 10.6 ' 

;i1~~'> 
. :'14i~~" 
··1e;~)l,;',. 

13.5 

7'627'500 

661'500 

AN 

7.2 

8.4 

9.6 

10.8 

9.0 

5'085'000 

441'000 

* = ungewichteter Durchschnitt - gewichtet nach Lohnsumme pro Altersstufe wäre der Durchschnitt ca. 15.3% bzw. 7.65% 

Prämienmodell bei 40:60 

Bisher Total-Prämie (AG + AN) AG AN AG-Spar AN-Spar Total 

Beiträge Spar Total Risiko Total Lösung mit linearem Tarif Lösung mit linearem Tarif 

10.80 7.20 9.00 6.00 15.00 

12.60 8.40 21.00, 10.20 6.80 17.00 

14.40 9.60 ti24.00' 11.40 7.60 'i~'9~" 
16.20 10.80 27.0()., 12.60 8.40 21.00. 

0 13.5 9.0 

Stadt 56'500'000 7'627'500 5'085'000 

IBC 4'900'000 661'500 441'000 

AG AN ;\Tot~l'. AG-Spar AN-Spar 

Lösung mit linearem Tarif Lösung mit linearem Tarif 
":.c';;<"' 

60.00% 40.00% 10();00% 60.00% 40.00% 

60.00% 40.00% 100';'00% 60.00% 40.00% 

60.00% 40.00% ~-, 1oo.ooo/i: 60.00% 40.00% 100.00% 

60.00% 40.00%. 100.00% 60.00% 40.00% 100.00% 

Lösungsvorschlag bei Absenkung Risikoprämie auf 80% 

AG AN AG-Spar AN-Spar 

Lösung mit linearem Tarif Lösung mit linearem Ta 

10.50 7.00 9.00 6.00 -<11'5;00 

20.20 12.10 8.10 20.;,)" 10.20 6.80 ~t.d6:·· 
19.00 :~(-23.00 19.()()· 

" 

23.00 4.00" ',' 13.80 9.20 11.40 7.60 

25.80 21:00 4.80" 15.50 10.30 2~,ko 12.60 8.40 21:00 

'" 3.6 12.975 8.65 

Stadt 56'500'000 2'034'000 7'330'875 4'887'250 

IBC 4'900'000 176'400 635'775 423'850 

AG AN Total',,' AG-Spar AN-Spar Total 

Lösung mit linearem Tari(i Lösung mit linearem Tarif 

60.00% 40.00% 60.00% 40.00% 100:00% 

59.90% 40.10% 100.00% 60.00% 40.00% 100.00% 

60.00% 40.00% 100.00% 60.00% 
','" 

40.00% 100;00% 

60.08% 39.92% '. 100.00% 60.00% 40.00% 100.00% 

Lösung SO : 40 

Umfinanzierung 

AG 

-847'500 

-73'500 

-921'000 

AG-Riskio 

AN 

847'500 

73'500 

921'000 

AN-Risiko 

Lösung mit linearem Tarif 

1.80 1.20 

2.40 1.60 

3.00 2.00 

3.60 2.40 

AG-Riskio AN-Risiko 

Lösung mit linearem Tarif 

60.00% 40.00% 

60.00% 40.00% 

60.00% 40.00% 

60.00% 40.00% 

AG-Riskio AN-Risiko 

Lösung mit linearem Tarif 

1.50 1.00 

1.90 1.30 

2.40 1.60 

2.90 1.90 

AG-Riskio AN-Risiko 

Lösung mit linearem Tarif 

60.00% 40.00% 

59.38% 40.63% 

60.00% 40.00% 

60.42% 39.58% 

'100.0'0% 

1 ()O.OO% 

100.00% 

100.00% 

:.Um 
3.20 

4.00 
.. 

AßO 

100.00% 

100.00% 

Geschäftsstelle 18.07.2011 Prämien-Modelle_ 40-60_v4.xlsx, gedruckt 18.07.2011 16:56 
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Eckdaten der Pensionskasse Stadt Chur (PKSC) 

Koordin ati onsa bz~ Q 

Maximal vfl(5ocherter Lohn 

Anrechn~ng andefer Versrche­
rung5leistuf1!ll!n (AHV, lV,lIVG, MV) 

Beitrllg8p1an (SI8IId per 1. J ....... 2011) 

75',. der maximalen AHV·Rerll8 (2011 : 75% ~, 17840,- - 2()"88(), -) 

Nach 00en otIen 

Rentenkllrzung. _nn ZU5lllTUTlll<l mefV als 90% des .IaI'u1!sICJhnes 
('" lohn vor Koordnationsabzug) 

ÄIIer Ah~utxhrift 

25-34 15% 

Risikopramie 

" 
T"" 

'" ". ". 
27% 

Arbeil1leh merbeltrag e Arbo!itg ebe<be<trngE 

6% 12% 
35-44 17% 
45 - 54 1~ 
55 _ 65 (&4): 21'" 

Ren!enbel1lChn~ng 

Rer!lerHJmwandlungUalU 
(mit Alt&r65 Jahre) 
($land 1 01.2008) 

KIndelIente 

IlI\Ialidenrenle 

I nvalidllnkrldorrente 

Invlllidenlusatzrente 
(bis 811gim Leistungen dar EIdlI. IV) 

Ehegatten","!e be im Tod einer 
aktiv versicherten Person: 

Ehegal1enrente nach Altersrl.lektrHI 

I(Qrzung der Ehega\lenren1e 

LebenspartnOfre!1te 

Todestallkapilal- Höhe 

Todesfatfkapitat - 8erechugla 

<% 

" " 
7% 14% 
8% 16'1. 
9% 18',~ 

$parkapilal • Renlen~rnwandl~n!lssatz. 

"''' "''' 2013 und rr 

6 .52% 
6 .46% ",,. 

Anpa$SIJng bei Aller!.pension 
vor A/tef 65 Jahre: 
0,012.5,.."t.11. Nw. 0. 15%1Jahr 

Bis 50"10 - BeMtragunlJl;lrist min<JestffiS 1 J..,r vor Auszanlung 

Wie kanlOrl ate KII'lder-lAu5bi ldungszuiage (mll'ld , BVG-Minimum) 

50% des ve rsrcher1111l Lohnes (bis AHV-AIIer, dann Altersrente) 

10% des __ d'Ie<len lo/InIIs, mindestens aboir wie t.;,nIDnah:: 
Kinder-lAusbildunlJSWlage I bis AI\or 18 (25) Jahre 

80% der mutmaMlichefllV-Renle ;"k1. Renten rar Kindef 
wtrJ verrechnet m~ Nachzahlu~n der Eidg IV 

Ab 1 Tag Ehe 60% der Inva li denrent& (_ ~O% vom versicllerten 
Lohn) 

Wenn Ehagane mehr aI& 10 Jahre jOllg6f KOrzung um 1% fOr 
jedes voIe oder angebrocheBe Jahr übel' 10 Jahre Oiflerenz 
Bei HeIral ßaCh AltersrOcldritt 20% Kürzunll pro Jahr nach RCrc:Kbit:I 

Sind bestimmte Bedlngunllen erflllt' 
100% der Eflegaltenrenle bzw, J Jahresrente, wenn Partner 
~nter 45 Jahre und kein e gemeinsamen Kll'lder vorhanden ~ i nd 

wichtiQ: MeIdunQ der Partnerschaft zu Lebzeiten an PKSC 

10% des versich&rt&n Lohnes, mindesllln! eber wie l:antonale 
KimSef-lAusblduogs:zulage I bis Alter 18 (25) Jahre 

Die Halfte 'IOIll Al\er50ulhaben 

Weoo BedIngungen lIem.1ss PKSC-Gesal,z erflll l! lind: 

a) LeI.>enspartnerin oder Lebenspartner 

b) natCr1iche Pl!f$Onen, die in erh&blichem Masse untersllltzt 
wurcSen oder fer ~insame KincSer aul'kommen 

c) die Kinder darVerstorbenen P&rSOO 
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Gesetz über die Pensions kasse Stadt Chur 

Erlanen vom Gemeinderat von Chur am 8. April 201 0 

I . Einleitung 

Art. 1 Naml, Rechtsform und Zweck 
(M. 1 PKSC·VR I VO=:l'll'"llltme!11) 

, Die PensionSkasse Stadt Chur (nachfolgend. Pensionskasse) ist eine selbstsl~ndigl! 
öffenDich-redltlichl Anstalt m~ Sitz in Chur Sie WIrd im Handelsregister des Kantons 
Graubünden einge\lagen. 

2 Die Pensionskuse be2:wed;! die b!!ru11ict1e VOfllocge für die Mitarbeitenden der Stadt· 
verwaltung und der IBC Energie Wasser Chur sowie der angeschlOS&el"lE!n Inst itutionen. 
Sie schützt die Versicherten und deren Angehörige gegen dil! wirtschaftlichen Folgen 
von Alter, Invaliditllt und Tod . 

• Die Perl5ionskasse i51 eine registrierte Vorsorgeeinrichlung im SII"lne de$ BVG Sie 
weist die BVG-Mlndestlelstungen in einer Sdlattenrechnung nach. Die Obrigen bundes­
rechtlichen Bestimmungen \WIden angewendet, SOWUlt dieses Gesetz oder das Regle­
ment keine wl!itergehenden Bes1:immungen enthliit. 

Art. 2 Reglement. 

Die Pensions kasse erlasst AusführlrlQsbeSbmmungen zu diesem Gesetz in der Form 
von Reglemenlen. 

Art.. 3 Eingetragene PartnersChaft 
(M, 14. 20, 2!j, 31, 311 , 40, 49 PKSC.vR) 

Pel"llonen, die in einer eingetragenen Partnerschaft gema.ss Bundesgesetz Ober die ein­
getragene Partnerschaft gleichgeschlectJllicher Paare leben, haoen die gleichen Rechte 
und Pflichten wie Ehegiltten. Begriffe wie Ehe, Ehegatten, Wrtwe und Witwer oder ver· 
heiratet gellen für die eingetragene Partnerschafl Slnngem3ss_ 



Art. 4 

11. Mitgliedschaft 

Krell der Versicilerten 
(Art 2 PKSC-VR) 

7 

· Die Mi\<lrbeitenden der Sladlverwahung und cler ISC Energie Wasser Chur sind obliga­
torisch bei der Pensionskasse versichen 

l Bei Biner AusgHederung ganzer Dleflstltellen odef" Abteilungen aus der Stadtverwal­
tung in rechtlich sefbststlindige Trägl!f!lc:hat'ten können die Arbeitgeoenclen ihr Personal 
durch Ansc/1lussvertrllg bei der Pensionskasse versichern. 

, Die PensionsKasse koInn mit anderen Arbeitgebenden öffentlich· rechtlicher Körper­
schaften sowie mit privan f!Chtlichen InstilulK>neri, die vorwiegl!nd bffen~lche Aufgaben 
erfüllen, Anschlussverttäge abschliessen Sofern der Anschlussvenl ig rjchls anderes 
be$timmt, genen die Vo~ dieses Gesel2e5 und der Ausführungsbestimmungen 
in den Reglementen. 

Art. 5 Nicht zu versichernde Pelllonen 
(Art. 7 Pl<SC-VR) 

, Personen, die der obligatorischen Vers icherungspflicht nach BVG nicht umerslelH sind, 
weJden nicht In die Pens.ionskasse aufgenommen Oie Detads _den Im Reglement 
festgelegt 

I Lohne und LOhnanteile. die Mitarbeitende von Arbeitgebenden bezleMen . d~ nicht der 
Pensionskasse angesch lossen sind, werden nicht versichert. 

An. • 

111. Weilelll BotItlmmungen 

VersleMrter Lohn 
(M. 8 Pl<SC-VR) 

, Der versicherte Lohn entspricht dem JaMre&lohn, vermindert um einen Koordinations­
ab~ug . Er betragt mindestens einen Achte l der maximalen ordentlichen AHV-Rente 

1 Der JahreslOhn entspricht dem voraussichtlichen Jahresgrundlohn elnKhliesslich 13. 
Monatslohn. Sozlalrulsgen und variable oder vortibargehende Zulagen werden nichl 
versichert. Ausoahmen bestimmt das Reglement 

• Der Koon:linationsabzug betrligt 75 Pro~ent der maidmalen AHV-Altersrente. 

• Der höchste versicherbare Lohn entspricht dem nach PersonalreCht der Stadt maximal 
erzielbaren Lohn. 



Pt!nsionskasse Stadt Cnur - Gesetz (Stand 1 Januar 2011) 
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, 

S Bei teilinvaliden Pe~onen wird der KOOrdinationsabzug mit dem Wert, der den Grad 
der Rentenberecl1tigung auf 100 PrOlenl ergänzt. muttipHzier1. 

Art. 7 RUcktrltt •• lter 
(M. 9 PKSC-VR) 

, Das ordenHiche ROcldriHsaHer richtet sich nach den Bes6mmungen des Bundesgeset· 
zes Ilbei" die M ers· und Hinlerlasseoenvenlchen.mg (Al-NG). VorbehaRen bleiben SIlO­
derregetungen Kir bestimmte Berufsgl1.lppen, deran Allemiiddnlt gemiss Persooatrecht 
der Stadt vom Erreict1en des ordentlichen AHV·Rentenalters abweicht. Oie Sonderrege­
lungen werden im Reglement festgehalten. 

1 Die Pensiooskasse erlässt Bestimmungen Clber den vorzeitigen UM aufgaschobenen 
Altersrücklrilt Oie Leistungen sind nach vers icherungslechnischen Grundsatzen festzu­
legen. 

Art. , Gesundheit.prüfung 
(M. 'O PK$C-VRI 

Die Pensionskaue Ist befugt, über den Gesundheitszustand einer erwerbsunfahigen 
vers icherten Person ein ämliches Gutachten einzuholen. 

Art. 9 Verlu. t der VM$ichenmwunspriiehe 

Oie PensionSk8Sse p.:isst ihre leistungen im entsprechenden Umflilng an. wenn die 
AHVflV, die obllgalori5c;t!e Unfallversic;t!erung (UV) oder die MilitäJ'llersicherung (MV) 
eine Leistung kCl rzt, entzieht oder verweigert. weil der oder die Anspruchsberechtigte 
den Tod oder die Inval idität durch schweres Verschulden herbelgefOhrt hat oder s4ch 
einer Eingliederung5massnahme widersetzt 

> Die Penslom.kaue g leicht LeislungsvetWeigerungen oder Leistungsk.ilrzungen der UV 
oder der W nicht aus. wenn die Inval,d,ti l oder der Tod schuldhaft herbeigefDhlt wur· 
d~. 

Art. 10 Ausuhlung 
(Art 11 PKSC·VR) 

, Die Pel1$ionskasse kann für im Ausland wohnende Renlenbezlehencle als Erlililungsorl 
Chur fesl legen. VorbehaHen bleiben die bilaterillen Verträge mit der EU oder mit and".. 
ren Staaten. 

I Die jähr1ichen Renten werden auf ;tWÖlf Raten aufgeteilt und monatlich ausbez:ah~ 
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Art. 11 Anrechnung von Leistungen Driller 
(I'>rt, 12_13 PKSC_IIR) 

, 

, Die Leistungen werden gekürzt, sofern sie mit anderen anrechenbaren Einkünften 90 
Prozent des mutmaulich entgangenen Verdienstes übersteigen. 

1 Aflersleislungen die nicht mit unfallbedlngtet\ Leislungen zusammenfallen. werden 
nicht gekürzt. 

I Das R~lement enth Alt Bestimmungen Ciber die Anrechnung von Leistungen Dritter . 

• Haften Dritte rur einen entstandenen SChaden, tritt die Pensiooskasse, soweit sie Leis­
tungen erbracl1t hat. In die Ansprüche des Anspruchsoorechtigten gegen haftpflichtige 
DrHte ein 

Art. 12 Abtretung, Verpfändung und VorbEIzog zum Erwerb von Wohneigentum 
(Art. 14-18 PKSC-VR) 

, Die versi<:herte Person kann fUr Wohneigentum nach Massgabe des Bundesrechts 
einen Vorbezug der Austrittsleitung vertangen oder ihren Anspruch auf Vorsorgeleistun­
gen oder auf Austnttsleistung abtreten oder verpflinden 

2 Die Bedingungen werden im Reglemenl festgelegt 

~ Isl eine Auszahlung Innerhalb von sechs Monaten aus LKjuidiUl tsgrOnden nicht mOglich 
oder zumutbar. kann die Pensionskasse die Auszahlung aufschieben. Sie an;tellt eine 
Prioritätoolisle 

Art. 13 ROcker.tattung zu Unrecht bezogener Leistungen 
(Art. 19 PK$C-VR) 

, UnrechbnllSSIQ bezogene Leislungen sind zur1lckzuerstatten. Die Penslonskasse kann 
von der Rückforden,mg absehen. wenn die Pel'3on. die Le istul'l98fl erhielt. gulgtaubig 
war und die ROCkforderung zu einer grosseo Harte fUtvt. 

I Der Rückforden.mgsanspruch verj:lt1rt mit Ablauf eines Jahres. nachdem die Pensions­
kasse davon Kenntnis erhallen hat, spatestens aber mit Ablauf von fOnf Jahren seit dar 
Auszahlung der Leistung. Wird der RUckfordarungsanspruch au, einer stralb3ren Hand­
lung hergeIertet für we lche das Strafrecht eine langere Verjährungsfrist festsetzt , so ist 
diese Frist massgebend. 

Art. 1.4 AUlkunft· und Meldepflicht 
(An 20 PI< SC·VRfAn J PKSC-G) 

, Die Versicherten haben dar Pensions kasse Uber alle massgebllchen VerMItnisse ohne 
besondere Aufforderung wahrheitsgetreu Auskunft zu geben. 
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2 Die Arbeitgel:lenden erteilen der Pen$lOllsKasse die tur die Führung oe, Bestandes der 
Vers icherten und die Nachführung der versicherten LOhne benöti ~t en Auskünfte. Dazu 
gehören insbesondere: 

a) Namen und Personalien der Vers icherten, Adressen: 

bl AHV-Versicherten- bzw. Sozialversicherungs-Nummem der Verslctlerten; 

cl Auflösungen von Al'bellsverhallmssen: 

d) Ven'inderungen des 6eschäftigungsgraoes; 

a) Änderungen des Zivi lstandes (inkl. eingetragene Partnerschaften). 

Gleichzeitig ist mitzuteilen, ob die Auflösung des Arbeitsverhil itnisses oder die Änderurlg 
des Beschllftigung s~ r~ea aus gesundheit lichen Gründen erfolgt ~t. 

Die Pensionsk85se trifft alle nötigen Massnahrnen fiE eine vertrauliche Behandlung der 
Daten . 

• Rentenbeziehende Personen haben auf Aufforden.mg der PenslOf1sluIsse hin eine 
Wohnsitz- und/oder eine Lebensbeschainlgr.JI'\g einzlJreichen 

• D ie Pensions kasse haftel niChl tur Folgen. die sich aus der Ve rlelzun~ der Meldepfi ich­
len ergeben. 

IV. Sparver.Jicherung und Alter.Jleistungen 

Art. 15 Alterlgutachriften 
(M. 21 F>KSC-VR) 

1 A llersgulschrilten erfolgan frühestens ab 1. Januar nach Vo llendung des 24 Attersjah­
,~ 

1 AIlersgutschrilten erfolgan bis zum Erreichen des ordentlichen AHV-Rentenallers. Da­
nach wird die Verslctletung gegebenenfalls prarnienfrei bis nlm aufgeschobenen Altef"s­
rücktritt weiter\jelührt 

, Die jährlichen Altersgulschriften betragen ' 

Alter 

25 - 34 
35 ~ '" 

45 - 54 
55 - 65 (64 bei Frauen) 

Attersgutschriften in Prozent 
des ver&ichefteo Lohnes 

15 Prozent 
17 Prozent 
19 Prozent 
21 Pro:zent 
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Art. 16 V.mnsung von Alte~guthill~n 
(Art 22 P!<SC·VR) 

" 

Der j:thl1 iche Zinssatz auf dem Altersguthaben entspricht dem BVG·Mindestzinssatz 
Weist die Pensionskasse eine Unterdeckung auf, kann sie einlffi t ieferen Zinssatz b&­
schliessen. 

> Ober zusätzliche Zlnsgutschliflen aus ÜbersehDssen nach Bildung der nOtJgen ROck­

stellungen und Wert$Chwilßkungsreserven entscheidet die Penslonsl<asse. 

Art. 17 Freiwillige Einlagen 
(Art. 2:l PKSC·VR) 

, Die versichene Peraon kann zur Verbesserung Ihres Vorsorgeschutzes bis zum Erre~ 
chen der vollen reglementarischen Leistungen elrlfTlai jahrlich einen freiwilligen Einkauf 
tatigen. Der Einkauf Ist I"IUr zulässig. wenn umtllche vorhandenen FreizOglgkeilsleistun­
gen in die Penslon$lul$se Obertragen sowie allf"lbge Vorbezüge f(Jr Wohneigentum Zl/" 
rückbezahlt worden sind Das Reglement tegt den Maximalbetrag fesl 

1 Der jllhrlict1e Einkauf ist bis drei Jahre vor dem ordentlict1en ROcklritUialter möglich 
Ausnahmen rege ll das Reglement 

I Das Reglement kann \/(lrsel'len, dass vel"ßlcherte Perscmen Ober den Einkauf in die 
\/Ollen reglementarischen leistungen hinaus l u5älzliche Einkäufe tahgen kOnnen. um 
Kürzungen beim VorbevJg der AltersleisrungEll'l ganz oder teilweise auuugieichen . 

• Verzichtet eir,e versicherte Person nach dem Einkauf von KOrwngen bei Vorbezug der 
A ltersle istungen auf den vorze itigen Altersrocktrllt, darf das reglementarische Leistungs· 
ziel höchstens um 5 Prozent Oberschritten werden. 

Art. 18 Alte", lel.tungen 

Der Anspruch auf Allersl8lstungen entsteht, wenn die Erwerbst3tigkelt nach dem erfON· 
ten 60. A1t~Jahr aufgegeben wird. Die A~ersrente wird ab dem ersten Tag des Monats 
nach aufgegebener Erwefbslätigkeit ausbezahlt 

Ar1. 19 Altersrente 
( ... nn.ng I PKSC-VR) 

, Das AHersguthaben wird zum RentenumwandJungssatz in eine Altersrente umgerech­
net. Das Altersgvthaben entspricht demjenigen Kapital, wek:hes die Vl!f"Sicherte Person 
beim Erreichen des RenteoaJt6fS efWOrben hat, abzüglidl eint!(" atlfaltigen Kilp4tal<lbfi n­
d~, 

, Die Pensionskesse bestimmt im Reglemenl die Rentenumwandlungss3tze gemIIss 
den anerlo;a nnten techni!chen Grundlilgen. 
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~ FClr die Berechnung der Altersrenten l/OfI Pel'$Orten. welche vor dem Anspruch auf die 
Alte~leistung eine Irwalidenrente be.zogen haben, gi lt fUr den passiven Teil der gleiche 
Rentenumwandlunessab:, wie er bei den aktiven Vers idlerten zum Zeitpunkt der Be­
rechnung der Altersrente angewandt wird. 

Art. 20 Vorzeitiger Altersriicktritt 
{An. 24 PK$C-VR) 

, Beim voaeltigen A"eBl'ÜddritI gilt ein reduzierter ReotetlllmwandlungsS3tt. 

, Die versicherte Person nat die Möglichkeit, vom Zeitpunkt des vorzeitigen Altersrück­
tritts bis zum AHV-Altersrentenbeginn eine ÜberbrOckungsrente In der Höhe von 80 Pro­
zent der AHV-AJtersrente zu be.zjehen me Voraussetzungen und Firnmzierung werden 
,m Reglement geregeH. 

Art. " 
Aufgeschobefler Altenrücktritt 
(An 1$ PKSC·VR) 

Beim aufgeschobenen Altersrucktritt g ilt ein erhöhter Rentenurnwandlungssatz Die Ob­
rigen Voraussetzungen und Folgen des aufgesci10benen AltersrOcktrittes werden im 
Reglement gerege ~ 

Art. 22 Ktlpfta!.llbftndung bei AIte"rücktritt (Pensionierung) 
(Alt 26 P!(SC.VRJAIt 3 PKSC-G) 

Die Al lersleistung kann bis zu 50 Prozent als Kapitalabfindung oezogen werden, Die 
Altersrente und die miNersicherten Leistungen werden entsprechend gekürzt Die ge­
wünschte Kapita lquote oder ein Wk!erruf s ind mindestens ein Jahr vor dem A~ersrück­

tntt zu beantragen. Geluehe Verhei rateter erfordern die schnflliche Zustimmung des 
Ehegatten. 

~ Verlässt eioe Yel'lSlcherte Penoon per Allersroddritt die Schweiz definitiv. kann sie die 
AJtersleistung bis zu 100 Prozent in Kapit alform beziehen. 

, Beim Bezug al$ Kepita labfindung werden der obligatorische und der überobligatorische 
Te il des vorhandenen Altersguthabens nach Ihrem prozentua len Anteil !Im gesamten 
A ltersguthabt!n gek(nt, 

• Aus wichtigen GfOnden kann die Auszahlung einet' einmaligen Kapilalabfindung aur 

das gesetzliche Mlfllmum reduziert werden über eine Reduktion entscheidet die Vef­
waltungskomml!Slon. 

I 
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Art. 23 Alters-I< inderrente 
\M 27 P1<.SC-VR) 
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Die versicherte Person hat nach dem AltersrOckililt Anspruch auf Alte~- Kinderrenten 

fü r: 

a) Kinder bis zur Vollenltung des 18 A~er8jahres, 

b) Kinder In Ausbildung bIS zur Vollendung des 25. NtIlf3Jahr~; 

c) Kindlo!r. die zumindest 70% invalid sind : bis zur Ertan!)ung der Erwernsfähigkei\. 
tängstens bis zur Vollendung dea 25 Altersjahres. 

I Die Alters-Klnderrente !!r1 ischt, wenn das Kind das vorerwähnte Alter bzw. die Ausbil· 
dung vol lendei hat oder stirb! oder wenn die ve rs icherte Person stirbt. 

~ Oie jährliche AI1er3-Kinderrente entspricht der von der Stadl ausgelichteten Kinder­
tuw. Ausbildungszulage f(Jr das aktive Per$onal. Sie betragt jedoch mindestens 20 Pro­
zent der BVG Alterslente des vel'1liclleften Elternteils 

v. RIsikoleistungen 

Art. 24 InvalidlUU 
(M. 28 PKSC·\IR) 

InvaHditat liegt vor, wenn die versicherte Person im Sinne des BundeBgesetzes über 
die Invalidenvel'1llcherung (IVG) invalid ist oder - solange noch kein Entscheid der IV 
vorliegt - durch ärztliChen SefUM objektiv nachweisbar ganz oder teilweise ihren Beruf 
oder eine andere ihrer sozia len Stellung. Ihren Kenntnissen und Fahlgkerten angemes­
sene Erwerbstl'ttigkeit nicht mehr ausüben kann. 

l Teilinvaliden ISteht ein(! Leislung en\$prechend ihrem Invaliditälsgrad in Form einer 
Vlertelsrents. einer halben Rente oder eil'\@( Dreiviertelsrente zu, sofem der Invaliditäts­
grad mindestens das geSetzliche Minimum erreicht 

Art. 25 Invalidenrente: 
Oll ) Lele1ungsanspruch 
(,Art 29 PKSC-VR) 

, Anspruch auf eine tnvalidenleistung hal eine vel"Sicherte Person, wenn ISIe bei Eintritt 
der Arbeit3unfähigkeit. deren Urnache zur InvaliditJt geführt hat. bei der Pen5ionskasse 
versichert war 

I Die jährliche Invalidenrente betrllgt bis zur Ablösung durch die ordentliche Altersrente 
50 Prozent des versicherten Lohnes . Wä~rend der Dauer der Invalldl t/lt w ird das Alters­
guthaben verz inst und beitragslrei bis zum ordentlichen RüektrHtsalter wertergellufnet 
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'Die Abatufung der Invaliditätsgrade ist im Reglemenl festgehalten . 

b) Beginn und Ende des Anspruches 

1 Der Anspruch auf Invalidenleisrungen entsleht nach Ablauf deI arbeitsvertnJglichen 
Lohnfortzahlung. frühestens jedoct1 nacn einer Wartefrist von sechs Monaten ab Beginn 
der Erwerbsunfilhigkeit und ,plltastens mit dem Anspruch auf eine Inval idenrenle der 
Eidg InvaJidenversicherung. 

2 Der Anspr1.ldl erlischt mit dem Wegfall der In...aliditat oder dem Tod. spatestens aber 
wenn die \'efllicherte Person dilll ordentliche ROcktrittsaltBf" erreicht haI. Als Riiddritltal. 
tMgil! bei Invalidität das Erreichen des ordentlichen AHV-Rootooaltef"S 

Art. 27 Invaliden·Klnderrente 
(.-tut. 30 PKSC·VR) 

• Vefllicherte mit Anspt"Uch ilIuf eine Invalldoorente emalten fOr jedes KInd, das gemass 
diesem Gesetz eine Waisenre-nte beanspruchen könnle. eine Invalk:!en· KinderTente. 

, Die Invallden· Kinderrente wird vom gleicheIl Zeitpunkt all ausgerichtet wie die InvalI­

denrente. 

• Der Anspruch auf Invabden·Kindemmte eflischt, wenn die Invililidenrente wegfalh, 
wenn das Kind das t 8. All er$jahr vnllendet hai odef" stirbt. Die Bestimmungen zur Wai. 
senrente linden sinngemäss Anwendung. 

• Die Invalk:!en.Kinderrente betliigl für jedes anspnJchsberechtigte Kind 10 ProzlMl! des 
versicherten Lohnes, jedoch mindestens gleich viel wie die von der S1ad! ausgenchte\e 
Kinder- bzw. Ausbildungszulage fOr das aktive Personal. 

• Bei teitweiSBf" Invaliditllt Wird die Invaliden-Kinderrente entsprechend angepasst Oie 
Invaliden· Kinderrente der Pensionskasse darf zusammen mit der kantonalen Kinder­
bzw. Ausbildungszulage nicht mehr als eine vage Kinder- bzw. Ausbi ldungszulage 
betragen (prountm<'ls&g). 

Art. 28 Ehegattenr.n": 
iII) Allgemeines 
(M. 31 PKSC·VRIi\~ . 3 PKSC--G) 

Der liberlebende Ehegatte hat beim Tod einer verSicherten Person Anspruch auf eine 
EhegaUeorenle_ 

Art. 29 b) Höhe 

Beim Tod einer ver!licherten >'erson vor dem A1tersrucktrilt. Bp;itestens jedoch beim 
Tod vor Erreichen des oroenllichen AI-N-RenteoaHefll. betragt die Ehegaltenrente 60 
Prozenl der vefllicherten Invalidenrente. 
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l Beim Tod ell"\er Altersrentl1E!fin oder eines Altersreotflet's oder eioer Person. welche 
das ordentliche AHV-Rentenalter befeHs erreich! hat. betragt die Ehegatten- bzw. l e­
benspartnerrente 60 Prozent der Altersrente. 

Art. 30 cl e.gIM und Ende des Anlpruc,",1 

, Der Rentenanspruch entsteht. sobald die versicherte Person geSlorben ist, frühestens 
Jedoch nach Ablauf der arbeitsvel1ragllchen Lohnnachzahlung. der Invilliden- oder AI­
tersreoteoauszahlung und erlischt spate!tens beim Tod des hlnlerollebenen Ehegatten. 

;: Heiratet der hinterbliebene Ehegatte erneut , erl ischt der Rentenanspruch. An die Stelle 
der Rente tritt der Anspruch auf eine Kapilalabfindung in der HOha von drei Jahresren­,,, 

Art.. 31 d) Künung des AnspruclMts 
(M. 31 PKSC_VRlM J PKSC-G) 

, Ist der Ehegatte mehr als 10 Jahre jünger als die vers icherte Person, wird die Rente für 
jedes die Differenz von 10 Jahren übersteigende ganze oder angebrochene Jahr um je 1 
Prozent der vollen Ehegattenrente gekürzt. 

l Fand die Eheschlienung nach Vollendung Oe! 65. Altersjahres 51st!. wird die Ehegal­
lenrellle zusatzlich gekürzt. Das Reglement bestimmt den Grad der KOrzung. 

e) Bezug 

Für maximal die Hl!llfie der Rente kann der überlebende Ehegatte eine Kapitalabfindung 
verlangen. Eine entsprechende Erklärung haI er vor der ersten Rentenzahlung ab­
zugeben. Die HOhe der Abfindung wi rd gemass den ver&icherungstechnisdlen 
Grundsätzen berechnet 

Leistungen an den gescht!tdenen Ehegatten 
{M 3PKSC-Gl 

1 Der von einer versicherten Person geschiedene Ehegatte ist bei deren Tod einem 
Ehegatten gleichge stel~ , sofern die Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat und der ge­
schiedenen PlH'$(ln im Scheidungsurtei l nac/1eheliche Unterhatt'be~räge oder eine Kapi­
ta!abfindung !Ur e ine lebenslängliche Rente zugesprochen wurde 

1 Bezilglich der HOhe der Reme ist der ~chledene Ehegatte det WItWe tnw. eiern Wit­
wer gleichgestellt Eine allfällige Rente wird zusätzlich um jenen Betrag gekOm, um den 
Sie zusammen mit anderen So,zialversicherungsleistungen den nacl1ehelicnen Unter­
haltsanspruch aus dem Scheidungsurteil Obersteigt. 

I Bei Wiederverheiratung der gescl"liedenen Person erlischt die Ehegattenrente, otme 
dass ein Anspruch auf eine KapHalabflfldung oder ein W iederaulleben der Rente bei 
Auflilsung Ger neuen Ehe besteh!. 
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Art. 34 

, Anspruch aut eine Lebenspartnerrente hat der hinterbliebene Lebenspartner (verschie­
denen oder gleichen Geschlechts) einer versicherten Person, wenn die versicherte Per­
!!.On intolge Kran'<he~ stirbt und der Qberlebende Lebanspar1ner nachWeislich. 

a) keine Hintertassenen- oder Lebenspartoerrenle einer VorlOrgeelflrichtung der 
2. Säule bezieht: 

b) unverheiratet Ist: 

c) mit der versicherten Person nicht im Sinne von Art. 95 Zivi lgesetzbuch (lGB) ver­
wandt ist; 

d) mrt der vel1llcherten Person mindestens In den letzten flint Jahren vor dem Tod 
ununterbrochen im .eIben Hausha~ gelebt und eine Leben!>gemell"lllchilft geführt 
SO'Me das "5. Aiterstahr voDende! haot. oder Im Zeitpunkt des Todes im salben 
Haushalt gelebt sowie eine Lebensgemelnschiifl geführt hat und fOr den Untefhalt 
eines oder mehrerer gemeinsamer Kinder. die gemass diesem Gesetz Anspruch 
auf Waisenrenten haben, aufkDfflmt; und 

e) die versicherte Person eine schnft li ct1e durch die Pensionskasse aner\(annte Bes­
tätigung lil)er die Partnerschaft vor Eintritt eines Vers icherungsfalles bzw. vor Be­
ginn einer Erwerbsunfahfgkeit eingereicht hat 

1 Die Höhe der Lebenspannerreme enl!j.pncht der Ehl!'gattenrenle. 
Für l ebenspartner. deoen nach Art 34 Abi . 11it. d) kein Anspruch auf eine l ebenspart­
nerrerne zusteht. weil sie das 45. Altersjahr noch nicht vollendell'laben wird eine Abfin· 
dung von drei Jahres-Lebenspartnerrenten ausbeUlhit. 

l FOr die Lebenspartnerrenten gelten sinngemäu die Regelungen betreffend Kürzung 
und Aufhebung tor Ehegattenrenten . 

• Der Anspruch auf eine Lebenspartnerrenle Ist bis spätestens drei Monate nach dem 
Tod 001 versicherten Person schriftlich bei der Pensionskass.e geHend zu machen 

• Nach dem A1tersrüek.hitI wild eine lebenspartnerrente nur dann ausgerichtet, sofem 
6Chon vor dem Altersrocktritt die Bedingungen gemllss Abs. 1 efllillt waren. 

Art. 35 Wlillenrente; 
11) Allgemeinei 

Die Kinder von vefstorbenen VefSicherten haben Anspruch auf Willsenremen 

7 Sll6fkinder. für deren Untefhalt die versicherte Pen;on ganz odef ObefWlCgend aufhm, 
sind den eigenen Kindern gleid1gestelJl. Pfiegekindef, falls sie voo der versicherten Per­
son unentgeltlich zu dauernder Pflege und Erziehung aufgenommen worden sind. 
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Art. 36 b)HOhe 

, Die Waisenrente beträgt für jedes anspruchsberechtigle Kind 10 Prozent des vers~ 
cherten lohnes, Jedoch mindestens gleich viel w ie die von der Stadt ausgerichtete Kin­
der- b2:W. Ausbildungszulage für das aktive Persona l. 

2 Ist ein Kind Vollwaise wird die Walsenreme verdoppelt 

1 Für den Monat. in welchem das Kind das Aller von 16 Jahren erreicht, Wird die Rente 
fOr den gar1Zen Monat ausbaz:ahlt. 

Art. 37 c) Beginn und Ende des Anspruches 

, Der Anspruch auf Waisenrente entsteht nach Ablauf der arbeitsvel1ragllchen lohnfort­
zahlung oder der Alters- oder Invalidenieislungen der PensionsJlaste. Er erlischt mit 
dem Tod des Kindes, mll der Adoption oder mit der Vonendung des 16. Altersjahres 

2 Kinder in Ausbildung emalten eiM Waisenrente bis zur Vollendung des 25. AlteBjah­
res. 

• Kinder, die zumindest 70% invalid sind und keinen Anspruch auf eine Invalidenrente 
nach 8VG. UVG oder MVG haben, erhalten d~ AUSl:ahlung bis zur Erlangung der Er­
werbsfahigkeil , Llingstem; bis zur VolendlXlQ des 25. A1tersJilhres 

M .38 Todesf.llkapitat 
(Art 33 PI(SC.IßI) 

, Ein Todesfallkapital w ird ausbezahlt , wenn die vers icherte Person vor dem Altersren­
tenbeginn stirbt und keine Ehegiltten- oder lebenspartnerrente geschuldet Ist. 

2 Das Todesfallkap~al betragt 50% des im Zenpunkt des Todes vorhandenen A~ersgu1-
habens. Eine Abfindung gemass Art_ J.4 Abs. 2 wird vom Todesfallkapital abgezogen. 

• Das Reglement bestimmt den Kreis der Anspruchsberechtigten. 

• Teile des Todesfel lkapilals, die nicht aust>ezahlt werden, verbleit>en bei der Pensions­
kasse. 

Art. 39 Anpulu"g 3" die Prvisentwlcklu" g 
(M. 30 PKSC-VRJ 

I gift Staat wFKI QIS al'1!le6G~lessensR AFlleil§Seel'1oftA bSSCRI18neA Dis TSbleAolJ19&~le 
{je aOll' QIB ~8A18A gle 1040RII Der TB~ftruA!lnutagli QblrGh gie StaDt !l1tsprlshl4lif lo4allWl 
98& TebleR;J1'ItI8ablS!lleI9~s . Der dem 1~f'ieA P"i9Aal 6~1lr1 WlrQ, g,e FiAaF1i!leF\lI'ltl 
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aFfolglllllrOO die ,A: gellilellenllen 'fOI!6täAd11l!Al Jahr, '11 _ Ishem die nwe TelleRiAgElll 
101gB BFSlmalft gaw.llhFl 'MI'Q,. 

'-Oie Verwallungskcmmlssior1 beschliesst läMlcD Ober Teuerungszulagel"l auf die Ren­
ten unter Ber\lck§ichltgunll der reglementarischen Be~timmunaen Übi! IWltlifsellenlle 
TelleRlngwlllagen awf aie RenleR b88~IIU" liih~i&ll dl8 V_Ja~wnIl8kamml6fiIGR nIlEIl 
diR IiRan;zlellen J.A0911~kll~eR Bef Pep610nek ilue 

Art. 40 

VI. Zusatzloiatungen 

Invallden-lus:!Ittrente 
(An . l5 PKSC-VR) 

, Erhiilt. eine Person, die von der Pensionskasse eine Invalidenrente bezieht. noch keine 
Leistungen der IV, rlchlet die Pensionskas.se bis Ende des 12. Monats det Erwerbsunfa· 
higkeit eine Invaliden-lusatzrente aus. sofern das Dienslverhaltrlls durch den Arbeitge­
ber aus gesundhehlld1en Grunden aufgelöst wurde. 

2 Ab dem 13. Monat der Erwerbsunfahigkeil beVO[$c!1usst die Pensionskasse die IV­
Rente in Form einer Invaliden-lusall:rente, sofern eir;e längerdauemde Krankheit oder 
eine Invalid~at im Sinne eler IV vorliegt. die Anmeldung bei eler IV bereits erfolgt ist und 
das Dienstvert'lMnis durch den Arbeitgeber aus geßllfldheftlichen Grunden aufgelOsl 
wurde . 

• Die Invalideo-Zusall:rente bzw. die Bevo. !lChussung betragen SO Pro~enl def" mögli­
chen Leistungen der Eidg. IV 

• Die Bevorschussung muss nur oei rtlckwirkel'lden lal1lungen der Eidg. IV der Pensi ­
Of1skasse zurtlckbezahlt werden 

6 Soweit die Pensionskasse Renten bevorsehU$!! haI . tntt sie in die Reehtsslellung des 
Berechbglen ein und kam bei der Eidg. IV rtlckwirkende Zahlungen an sich verlangen. 

Art. 41 Freiwillige Leistungen 

Die Verwaltungskommission kann in oosol'\deren Hä.rtefä.llen einer versicherten Person 
oder eleren rentenbereehtigten Hinterbl iebenen ~ur Abwendung wirtSChaftlicher Not tur 
die Dauer des OI'dentlil;hen Renlenansp.uc!1es oxIe. vortlbergehend zusatzlic!1e Leistun­
gen gewählen. 

! Wiederkehrende freiwilli ge leistungen dOrfen fOr die vefl;icherte Person oder die Hlrl­
terbliebenen zusammen 20 Prozen l des ve[$icherten Verdienstes nicht Obersteigen. Sie 
werden nic!11 bezahlt, wenn die vefSicherte Person oder deren Hinterbliebene verzich­
ten, Ansprüche auf Ergän~ungs l e i stungen zur AHVIIV geltend zu machen . 
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Art. 42 Beitrllge 
(At! 311 PI<.SC-VR) 

, Die Kosten dM Penslonllkasse werden dorch jährliche Beilrage der Arbef1gebenden 
und der vel"$icher1en Personen flllanzren 

26 34 8 P FSUAI 

35 44 7 P FOleA4 
45 l!i4 I P FQlIAl 

ii 65 (G4 bll t:FalllA) g PmZ8AI 

Der ordentliche Beitrag dir Arbeitgebenden bel rliQ! in prozent des ver" chertelllohnes: 

Mer rur AIIers­
gutschriften 

tur R",ko ond 
.ndere Kosten 

Iotal 
Be!lraqe 

l Personen m~ Alter 24 lind jünger entrichten einen jahrtich€n 8eitrag von 1 Prozent des 
versicherten Lotrnes fOr RfSiko- lind andere KoIten. Pie ArbertgM?enclen I"sten fUr diese 
PerIIonen einen N o- und Kos1enbetlri9 von 1 5 Plwent des verSicherten lohnes die 
Rit;ikaYef6i6harWAi (+eEllo*ld Invalldltäl ) 

• Reichen die Belt@ae aemiss AbI> 2 und 3 tar Risiko- r.o:l and,re Kosten nicht zllr 
Deckung diesl'lr aue. ist die Pensionskasse berechtigt. die Beitrage allf einen kostende­
ckenden Ansatz zu erhöhen Die ilBilr)ilB der "rllei1g898REl8A lle1rallel1 Elas-DGlIlFlOlte 
6ef A<lleitA8~1If1'Ad'l1 8altFiis8 §8ff1i!66 Abi , :. I,mg;, lAil Elie6erl i811r)1jI811 "l8rElen lIie 
R161~6tUll1 Me"'jiJI"IIFiIleA 60wie Gieo R,8lko "'Ad "ervaRuAg6ko818A 88.,1111 ReiMen 
1111168 ieitrag8 !Ur dl, DeGkIlI1I1 lieF Rillike uACI I.I8rwa~lIJIg,keele rl A~N all6, Isl 018 
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PeR6iaAS~;iue ~eFe~~ll !l1. ~aR '>'GlA de~ alEWeR "eF8lGherteR PefflaR8~ 81~8~ Ri&i~I'I~eoi 
IF~ ol~ Ve~I'IFlg8Fl , 

Art. 43 Beitrag,befrtllung 
(All. 37 PKSC-\lR) 

• Mit dem Anspruch auf die Irwalidenleistungen beginnt die Bdragsbefrelung. 

I Die 8eitragsbefrelung umfasst auch kQnfl:ige alteßbedlllgte BeilragsemOhungerl. 

VIII. Vorzeitige Auflösung de5 Vorsorgeverhlltnlues 

Art. 44 Au.tritt$~'tung 

(Art. 38-41 Pl<.SC-VRlM 3 PKSC-G) 

, Der Austntl aus der Pensionskasse erfolgt mit der Auflösung des Anstellungsvemält· 
nisses beim der Pensionskasse angesch lossenen Arbeitgeben;:jen. 

, Wer die PensionskasSE! verlasst. bevor ein Vorsorgefall eintritt. hai Anspruch auf eine 
Aust rittsleistung. 

• Oie Barnuszahlung im FreIZÜgigkeitsfall richtet sich nach dem FreIZügigkeiIsgesetz. 

• Die Versicherung kann nach Auflösung der Anslelluog nicl1t mehr frelWiHig weiterge­
filhrt werden. 

Art. 45 Höhe der Austrittsleistung 
(Art. 41 ' .2 PKSC-VR) 

Oie HOhe der Austrittsleistung entspricht dem '10m Versicherten bis zum Einlritt des 
Freizügigkeitsfalles erNOrbenen Artersgultlaben (Art. 15 FlG) VOI'behatten bleiben die 
Mindes~eistungen gemas5 FreizOgigkeitSlle&et1:. 

Art. 46 Nachdeckung I Nachhaftung 
(All. 43 PKSC-VR) 

Oie im Zeitpunkt der Auflösung das VorllOrgevemattnisses vefslcherten leistungen bei 
Tod und Invaltditat bleiben biS zum Beginn e ines neuen VorsorgeverNiltnisses, tangs­
tens jedoch wahrend eines Monats. unvenlndef"t verlilchert (Nadldeclll,lI1gsfnst). 

Art. 47 Tetltlqutdatlon 
(P K SC· T , I Ii Q u kIaIic M· RegIemont) 

Die Verwaltung$l(ommission erlässt Beshmmungen fü'" die TeiJtiquidation 
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lX. Organisation 

Art. 48 Organe 

Organe der F'ensionSkasse sind: 

a) die VefWaltungskommi6Slon: 

bj "ia "~'HIf!J Bkamminl "R i talltFat&fllan: 

c) die Geschäftsstelle: 

d) die Revisionssteile: 

8) die Expenin oder der Experte fUr berufliche Vorsorge. 

Art. 49 Verwaltungskommission : 
a) Allgemeine. 
(Reglement "!>erd lfl V_~.ungskommiSilon d", Pl(SC) 

21 

, Die VefWilliungslcommlssion ist das oberste Organ der Pensionskasse. Sie tnfft die zur 
Fuhrung we' entlichen Entscheide, erlasst die erfOrderlichen Reglemente und Oberwachl 
insbe50ndefe die Tlltigke~ der Geschäftsstelle und die Venn6gensverwaltuog. 

1 Die Verwaltungskommission bildet das parittltl acne Organ im Sinne des BVG 

, Die drei Arbeilnellmervef1rel&nden haben da, Recht, fallweise eine externe Vertrau· 
ernlperson zur Beratung beIZUZIehen 

Art. 50 b) Zusammensetzung, und-Konstltulerung und BeschlulSfassung 
(R"OI"""",t 00.., die VerwallLngskornmi"lon de-r Pl(sC) 

, Die VefWallungskommis,lon besteht aus einer unabhängigen Fachperson im Präsldi. 
um sowie aus sechs Mitgliedern. wobei jeweils die eine Halfte von den Albeitgebenden 
und die andere Hililfte von den Versicherten gewanll werden. Dte Amtsdauer betragt Vier 
Jahre. 

, Die Verwaltungskommission konstituiert $ich selbst Sie wählt das Prilis idium 

3 BescblQsse der Verwattyngskommissioo jind gOllig. wenn si, m! m·ndestens 4 Stim­
men gelasst werden.Cie Vep"alllmggkgmfflinlaR Ist besmkl6afililll!j . "'eRR ffliodnt.", 
film Mltl!ia~,' a_seAl:! .lncI. 

• !l I!B 911 1 ~n. 'IIBFGBR mit der MaRfRei l IÜ,r SlimmanllBR ~Bla681 Dn Präsidium beSitzt 
kein Stimmrecht"'- b~i Stimmengleichheit kommt ihm jedoch der SlichBnlscheid z~ . Qi§. 
§\imme dn Pt1sidiums zah~ Wie dielenige der anderen Kommis,lollwrtal!eder 
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' o.e Mitglieder stimmen onne Instruktionen . 

• !irkularbeschlLlsse bed()rfen der Zustimmung von mindestens yier MItgliedem und kei­
ner ablehnendeo StimmEtn. 

Art. 51 cl Wahl 
(R~enllOr die W:lIhi do!t" Arbe~_18IId!In ., die V_1Itng1l<ommosslOfl) 

Oie Vertretung des Personals wird von den ~ersicherten Personen In geheimer Ab­
stimmung gewilhlt. Fo~ende 6erufsgruppen müssen ~ertreten sein: 

a) 1 Vertretung der Lehrpersonen; 

b) 1 Vertretung der handwer1c.tichlm~nuellen FunkIIonen; 

c) 1 Vertretung der kaufmannischen oder technischen Berufe s.O'Me der Obrigen 
FunkIIonen. 

1 Wahlbar als Per&Onal~ertretende sind nur in der Pensionskasse ~ersicherte Personen. 

~ Der Gemeinderat wählt auf Antrag des Stadtrates die drei Vertreterinnen bzw. Vert reter 
der Arbeitgeoenden 

• Trih ein M~gJied der Per&OnalVl'!rbetung ilU$ der Pensionsli.asse aus. so endet die M~­
gliedschaH In der VefWaltungskommlsslon. In diesem Falle enolgen ErsalzWahien 

'Der Stadtrat legt die weiteren Bestimmungen fOr die Wahl der Per&Onefvertreleoden in 
einem Reglement fest 

Art. 52 d) Aufgablln 
(R~en1 Obi< die V ........ ~ ............ dcr PKSC) 

, Der VerwaHungskomm~sion stehen ane Befugnisse zu, welche nicht durch Gesett 
einem anderen Organ übertragen sind 

1 Der VerwaltungskommissIon oDliegen inSbesondere folgende Aufgaben: 

a) die strategische FOnrung und die Organisation der Kasse; 

b) die Vermögens~elWaHung, ifll!besondl!re die Vorgaben für die VermOgensbewrrt-
schaffung und Gas Anlagereglemenl , 

cl die Wahl von Subkommissiooen und AU$Schüssen. 

d) der Erlass eines Gesctraftsreglementl; 

e) der Erlass von Bestimmungen über die BIldung und AuMösung ~on R.eserven; 

f) der Erlas!! ~on Bestimmungen über eine Tei ll iquidation' 

g) Beschluss ~on Massnahmen im FaHe ~on Unterdeckung: 

n) die Wahl der Rockversicherung und oer Abschluss des en\$pfeenendl!n VeJ!rages. 
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i) die Fntlegung der jahrlichen Verzinsung der AIto~uthaboo, 

J) die Festlegung des Rentenumwandlungssatzes: 

" 

k) die Festsetzung der Besoldungen und En~chädigungBn fUr die Mitglieder der 
Verwallungskommisslon: 

I) die Regelung der Aufgaben und Kompetenzen der GeschaH,stelle; 

m} die Wahl der Revisionsste lle; 

n) die Wahl der Expertin oder des E~perlen fi.lr beru1licl1e Vorsorge: 

0) die Anstel lung der Le~erin oder des Leiters Geschäftsstelle und des weiteren Per-
sonals der GeschaftsstellB sowie die Festset~ung ihre r GehaJler; 

p} die Erstellung und übefwachung des Pftichlenhefles für die Gesch6lbstelle, 

q) die Abnahme der Jahresrechnung samt Anhang: 

r) die Besctoaffung geeigneter Veowaltungsr.lumllchkeilBfl SOWIe ihrer Einrichtung 
und Ausrustung; 

s) Anträge auf ReviSIOn des Gesel%es ~uhanden des Stadtrat!!! . 

3 Die Verwattungskommissian regelt die Zelchnungsberechtigul'l!l. 

A.rt. 153 Gelich;iift!!steJle 
(Art. ~5 PKSC-VR) 

, Die Geschäftsstelle besorgt die liufenden Geschäfte der Pensionskasse nach Mass­
gabe der gesetzlichen Beshmmungen und den Weisungen der Verwaltungskommission 

l Das Pr.Jsidium und die Geschäftsstelle vertreten die Peflsionskasse nach aU5Sen . 

• DIe Leiterin bzw. der Leiter der GescNIftntetle nimmt mit bemtendef Stimme an den 
Sitzungen der Verwaltungskommiaslon tell und hat das Recht , Antrage ~u 8tellen . 

• FOr das Personal der Geschäftsstelle sind die Bestimmungen des jeweils geltenden 
städtiSChen Personalrechts anwendbar. 

Revisionsstelle und E~pertln oder Experte für berufliche Vorsorg<t 

, Die Aufgaben der RevisioosslellB und der ElCpertin bzw. des Expenen fur berufliche 
Vorsorge richten sich nach dem BVG. 

2 Olf! PrQfungsberichle werden der Auf,ichlSbehOrde eingefl!icht 

Art. 1515 SanillrungsmaS$nahmen 
(Nt . • 7 PKSC-VR) 

I Oie Silnierungsmassnahmen im Falle einer Unterdeckung werden im Reglement fest­
gelegt. Sämtliche im BVG vorgesehenen Massnilhmen können ausgeschOpfl werden 
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Sofern die ergriffenen Massnahmen gegenObl!r Arbeitgeoondeo und AlbeitneMmenden 
sich als ungenOgend oder um;umutbar erweisen, kann die Verwaltungskommission 00-
schliessen, die Teuerungszulagen an die Rentenbeziehenden, welche In den letzten 
zehn Jahren gewährt wurden. temporär aU$Z:usetzen oder SanierungsOOitrllge von den 
Rentenbeziehenden einzufordern . 

l Sanierungsbeilräge bilden kein AIIersgu1haben 

X. Besondere Bestimmungen 'Or die Mitglieder des Stadtrates 

Art. 56 Grundsatz 

Für die Mitglieder cln Stadtrates gelten abWeichend oder erganzend die nachfolgenden 
Bestmmungen (Vorsorgo Stadtrat). 

\'\1 Nltrll,kommieeien 8talRr.t.pl.n 

, ~lir lIia Veft.Of!ile lier '4Il!jlieller liee SlaStrale. wlrll eine geS9llGere V9r&9rsekGrnmil 
111m Slalltr-alspleFilleslelit. 

2 (MI VeI&Graekemll'll5tlen :iiilalilFatsplilll tle&t.1II IIIoK uem ~ra&illiwll'l 1181 \/erwallwngs 
kommi&6lell IIIF Pel'lllon'katiSe als V9r&1a, 1IIllr IIGffi Gemeinllelat illI'-~RKell URaB 
h:liA!lI~eA Fagtip08f10R 1116 A.rtIelt!jellefYeFtr-etul'li WAll lIem :iiiIalllPfasujwll'l el, ".rtle~AeI'I 
ffiofWrtretuRg. Qle Ao<Ala~eriolle llelHi!lt 'o'ler ~a"'l'I! WIll silmmt mit lIe~enlgen lies 101.3.111 
!'ales Qserelf!, 

~ OfIr VSFfiIlFgllkammiSC11i1l 119118§t das AFllfOgel'l!oot :auf ~B"'lsiell de8 lehAlllfI A9sslmil 
les dieses C888Qe8 i!lIhal'lIen des SliGlraln, ;Zwallm Be6G~liee6' eie !!Flan ~ 
~ ;sneF R8~!eme~lese6IiRlmWIl!l8f1i I le 11I16~ hli666IiGh ~efl Vq,.el!l&~lall SlaGlFat 
IMIlRllfe~_ 

Art_ 58 Versiche rter Per!llonenkreis / Zeitpunkt dIr Aufnahme 

Zu den versicherten Personen gehören die amUerenden und ehemaligen Mitglieder des 
Stadtrates bis zum Erreichen des ordentl ichen AHV-Rente nalters bzw. bis zum Amts­
rOcktritt . wenn dieser nach dem ordentl ichen AHV-Rentenalter gegeben ist. Die AufnatJ. 
me erlolgl per Beginn der Amtstätigkeit. 

Aft. 58 !!fAltIU,I,I,lwAS 

' Qie FreiOlGl9lgk81lslelllllA!l a\j6.(r~here~ VerslllIe"em;,\ltfiiS&efl ill iA ~II PIIRsieRsKaulI 
Kl;[U9RAil8R Qie joji!i~e lIer lliAlf1ltsleillluRg I!etr;!l~. 
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3,0 PF!l2':IIRI 
,l,i Pf'Il2':IIRI 
4 Q Pm2':IIRt 
4.6 PFQzenl 
fi 0 Pfll2':IIRI 

dM "1If6i6A11l1eR LCltlnee "'ried" Jahr M8GAllAAltif 30 34 Jahre 
dllS ~ercl ;RllfteR Lotmee lur Jedel Jahr MSGRIIR AllIIr Ji 311 Jahfe 

·de. ""IIGReFieR Lohne8 "'r legeS JaAf zwiSGAen Aller 40 4 fi Jahre 
gel 'JllrslcAllrten Lehnea IlIr JedM Jahr zwisshllR Aller 4& 4 e JaRfll 
119 ,Ai' er 60 laRre 
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~ Cia Iii IRlfidsllli5t'olf'lg mrQ geim iiRtRIt in g·1I f2 i1R& illflskaEßII 131Ii., Eff&lcAl dill lIiRlllI 
9mGtlte Freailllljlle'la'a F5WRg .:IN Io4öAe gj8r lIel ergjarleR IiiIRlrilll 'a·81'o1Ag "" !;lAI ißt gjer 
FIIAlbelriII!J IR OlIRIIG$8R mORalllGtulA Rale" al, LOAnibZilg waArllM lIer e~laA drei Jall 
Fe BI !ilgen. In 9811"'RllalaR F'ällon kaAR 11 18 Ve l'8eF{lekClffimiuKln 8IAa ~1i6k!l'6tffisl\IoIAII 

gewilligen 

·..efI1..311~lIiIl8r FIAIOM!:ag. zloir !;;iAtfitlallliet\:lRg karm IInstelill glls mOReIIIß~eR lGhna~ 
111111 8101M le ilwei" oger \/ellsliiRo:Iig all alRFI'l illige l!iRlage !le~11I1 'lllI rglll'1, 

.. ~iIi .l:loIm ,1I.m~GkIAU ~lIr bi6 2':l.Im Zeilpwl'1k1 dar IRvalKlital IR>;,. dill Todil&faMs nllGA 
RIG~I ge2':al>1I8 Iii lnlRltllei6tIolAg Wird .. " alOiJ 1 101 111111l1li 98z"l1 "'r WIIARaigeAtloim iA eine 

Art. 60 Beginn Alte~llIlstung 

1 FÜr ehemalige MUglied"r des StOOt f'lls yte!ctH! die Amtszeit VQr Erreichen d\l1 ordent­
lichen AIfoI-Berrteo, ltell be"nde! haben oder welche eine IOO'idenrante emahen, el1l-
81eh! der Anspruch auf A nerslelsluna m~ E/'rtIchen des ordentlichen AHV-Renten­
illi!:i...Dar ,\RepfUcA ,FA 6Jl1lf61e16tlolnog IIfItelaAl FI'lii 101ft GheFl tIee oliil8Rtll~hen AMV 
RaRlaAalt_ 

I Dauert die Amtsze ~ Ober das ordentliche AHV-Rllntenalter hinaus. glll die Beendigung 
der Amtszeit als RQcktrittsalter. 

Art. '1 '1orbNw, aile, tJbertrag 11.1 S,hlilllAII 
(1 01 ' 0 P"": UP 'Mo 3 ~ 

• Das RlIglllmaRl IIB~R lllft lIie ARp~66"R !I gar belstuAIiBfl n3Gll all'lalFl '1eFbezug -f1if 
WohRlligBnwm oder_'lnem Ul!artFaIi inlolge- i i R8Idllnli. 

2 Die P,ltersleistlolAiJ 'Nlr; IIAtsllrllshend dem b!lzllIIIIRaR IIRg RioM vAeaer·;wrQGkt>ezahl 
1111'1 l<allilallJ8k~r:a, 

Art. 62 Alterllelsttlng I Attel5gutKhrtfl:en 
(M. 50 PKSC-VR) 

Erreicht !!-in aktives oder ein ehemaliges Mitglied des Stadtrates dOll ROcktrittsaHer. 
werden die Altersleistungen fällig Bis maximal 50 Prozent der Altersleislungan können 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes als Kapitalabfindung bezogen werden. der 
restliche Anspruch ... on mindestens 50 Prozent wi rd als A~ersrentll ausgerichtet. 
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; Die Alle_flte ~e,*l(It filf jedes zu~elelll8 ' Allsjallf 4 Pf~eRt dn 'fflffiISRBf1eR 
bIllR_. mUiAl11 48 PrlllUlRI des yeFlii&IlIFte~ lohi1i1i. VemeRalleA olelBt eiRe allfällige 
KllfZ~R!I iRkll1l8 URliBRII!l8ml8R EiRka.M eder elRes VeflleO!o~!ls fiif-Wel1Rel!l8RtIJm oo!w_ 
elAee Übertrags oel Se~ 

I Der AAiPNill awf • ~ere lei&i~FI§eA elRee iAyalla'en IIIRemali§eA Mitgliedes des SlaElt:a­
lei 8AI6Iehi m~ err' li~en d8S erdeAlliCAefI 4JoP ' R8R1eRa~eF{l [)je ,"J\eI'i18l&IIJRII diesel 
eRImaHII&R M~g iledee 1118 StadtJate& 8RI6pl'l SM aD Qem QrGlIflIllGRe Fi 4,Io(l ' ReRteflalter 
dlllr IRGlIlmel mllgRellen .Alle_eRle, jedoell tlOiAdllf16 d8i' ,Ahll!lreFlte , auf-die dOl6 M.l 
IIllell d98 Stadlraln oei elf1em Amllrll'Oklrill Alit EffelOOeo .. AIoIV RBRIIIRalt8R1 AA 
SflR<GI1YIIRalllllälte 

'_1 Oie HOtte der ordentliche!:! Ntersgutschrift fOr die Mitglieder des Stadtrates entsoricro 
witvend der Amts2td deli&fIIQen des f>ersonalJ!b A~er 55 betr6g1 ~1 J;!rllHflt dl!6 VB' 
IIIClReFlen lOhn", Q!ue 'dtersglollliClRnl'leFi ""ereIFi WAl :lt1ti~Bit:ag8 118Al~8 ,6.rt 67 
IY:J,,_ ~ 8F1l0~l 

I WabreM der Dauer einer Invalidltal länostens biS zum Erreichen des ordeflllic!1en 
AHV-Renlenalters entfpncht die Allersgytscbnfl dellenigen des personals nach effekti­
~em Alter 

Art. 63 Ruhetre"-II 
IM. 51 PKSC-VR) 

, Sr:h!!idet elO amtief"endes Mitglied des Stadlti3ltes vor Erreichen des ordenllictlen AtN­
Renlenalter. aus dem Stadtrat aus, besteht AnSpnJr:l1 auf ein Ruhegehalt Vorbehalten 
bleibt der Irwaliditatsfa ll. 

1 A nsp fl.!ch auf ein Ruhegehalt besteht fü r die zeil zwischen dem Amtsrlk:klritt und dem 
Erreichen des ordentlichen AHV-RenlenaHers langSle!1$ aber bis W/!! Tod des ehema· 
ligen Mitgliedes des Sladt@tes. 

, Die HOhe dM Ruhegeha!tes be(rägt für Iedes zurOdge!oote oder angebroct!ene AmIJ­
lahr'" Prozent ma~lmal "'8 Prozent dM versicherten lohn~_ Qj& HOl'1e dn R~Refj8RitI 

1011 8RtsllR ~hI: Eier Aller8f43fltl 

'-~Das Ruhegehalt ~nn weder abgetreten noch verpfandet werden 

• -~ Übersielg! das Ruhegehalt zusammen m~ den ubrigen ErwerbseinkOnften des aus­
geschiedenen Mitg lieds des Stadtrates 100 Prozent des Jahreseinkommens eines am­
lien!nden Mitglieds des Stadtrates bzw. des Stadlprasidiums, so wird das Ruhegehalt 
um den übersteigenden Teil gekürzt. 

1-~Leistungen anderer Sozialversichefl.!ngen. insbeSOndere der AHV, von Unfallversi­
cherungen oder der Militärversicherung werden bei der Festle\lung des Ruhegehalts 
miteinbezDgen und \IGgtibenenfalls nach den Bestimmungen über dil Anrec:hnung ande­
I!!!r Ve~chellmgsleislungen gemass die!em Gesetz gekürzt 
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" L Ehemalige Milglleder des Sladtrales mit Anspruch auf eIn Ruhegehalt und spaler 
einer Alters.rente haben Anspruch auf Teuerunlil5Zulagen. wie sIe auct1 den Obrigen stad­
tischen Rentenl>eziehenden ausgericl1tet werden, Die bis zum Erreichen des ordentli ­
chen AHV-Rentenalters auf das Ruhegehalt erworbene Teuerungszulage wird in Pro­
zenten auf die danach aUSlurichtende AlleIlIrenie Obenragen 

, 
Drittel der Eheaattenrente Dieser Beslimmupg yor!)ehaHen bleibt die Regelung bei Aus­
zahlung der FrelZOglgkellsleistuna. 

IlIvaliHnr.m. 

gie I R\laliden~lI\e ""I~et bei \/IIler !A,<,.1Q1oIi1 40 Proz8nt 986; V81'11 1ilt1eltell letlllE16 Teil 
lfWalideA Fflll MIAlle81e"ll 4() Pnmtnl III \'all llllaISerae sleA! ~II t..eKlullii 1i11I16pR1otlef111 

lIem IAvaliElill:ltslilfluj ;!~. a911eslvft auf BlllaR \Q8~I, lIill ~alflll oEier ~rel VleltellleF lAva 
lideAFe~te, 

SeIm Ted ei~1!W '/el'llioker1eA Pef600 \'or lIeM ."JteffifooteAbagIAFl 8etralll lIi8 jahRlsAe 
i i1esaltenreAle IiQ P~zeAllleF IAv.lKleA~Ate t- ;14 Prozent lIe. ~efll,*,8rt8R 1..001188) 
ieiFfl TelllllAIlF veral&~eFt8A PIIFtieR Ailellllem AlterSfiiGklnlt gelFals! die J a~rliGI'111 ioA8 
lIattllAfeRIII iQ Prozent 119F ,1\119Ftire~le_ 

Art. 67 

TIMtI.fallt..,ital 

B81trlge I Fin8nzierung 
(Art. 5~'53 PKSC·\!Rj 

I Die ordentliche Flnanzummg erfolgt dUl"ch die jlhrtichen 8e~rag8 der Stadt und lIBr--W 
Mllqlie,jer des StadtrateS1le" isherteA PSfS&R9A. 

l Der jährliche Beitrag der M tqNde!" des Stadba\e$\#ef6k;h8lWR PeF69R9R entspricht für 
die A1tersqutWlrifl SQWl' die RiSIko- und KQJtenbellrJoo dem An~tz des Personals ab 
Aller 55 9--Pfeil9RI ~n "9FsiGi1eFlen-1.9AA98 uRII WlrG alJf zwallll)gRatliiAs RatBR allfge 
I&H\-, Die Beitragspfilcht beslehl Dis Ende ~Amlszeit. 

, 

" 
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!fag YOR 1:0: f2I'OUM WRII Z'ldb:hGh IIIReR Rj61~Bll8itrao \a'OR Ii FlfonRb ZwllelR leistet ~e 

Stallt jäl1fli~ einliIR iWiaWleitFalllli6 ZUIR iliiSiRR lief Alt8f'&leietllRg'n, MII dllfl'1 lMsal.z 
Ge~rall weRilIilR 1111 cwsatzHsl1 OOlweRIlI!ieR ,A IteFslluisoorlft9R f~r &111 llllSlwASIiR lies 
itaglrats~18R. 1I1Iefln8l'lilerl. Qie IoIlihe dU ZUIllb:~liIFa!l1l6 WlFIl Ruh veFsiGhefllllgS­
leshRieehl/lA CrwRgsltzaR ~ereGIlAei 

• Das Ruhegehalt wird im Ausgaben-Umlagllverfahren finanziert Die Pensionska5Se 
verrechnet jahr1ich der Stadt die nötigen Beitrage für Ruheg!!hal\:sauazahlungen bis zum 
OI'dooUlchen RIi(:ktritl&alter. KülZungen de, Ruhegehaltes werden angerechnet. 

Art. 68 Anspruch luf Austrittsleistung (Frell'!Ogigkeitsleislung) 

Fil r das Ruhegehalt besteht kein Anspruch auf Frelzilgigkertsleislung. 

~ Endet die Amtszell eines Mitglr9des Oes Stadtri!es vor EaelchllO Oe, ordentlichen 

~ Anstelle der pr1Imlenfreien Wei\erflihnme der Ye!"$icheryng Kann ein Ubertrag der er­
worbenen FflIizQglgkeitslelstung in eine Melere Yor6orgeeinrichlung verlanet werden In 
d.esem Falle bleib! der Anspruch auf das Ruhegehalt bestehen Hmgegen bestehen 
Iselne AmscrQche mehr auf Alter§- und Hirllerlasunenleistunoen 

Art. 69 Rechtsmittel 
(All 501 Pl<.S(;..VR) 

XI. Rechtspnege 

, Gegen Verfügungen der Geschaftsstelle kann bei der Verwa!tungskommlsslon ~ 
def VoF8(lfsel'tllRA'li&819A 8taEilJatsplaR Innen 30 Tagen SChriftlich und begrOndet Ein­
sprache erhoben werden 

) Verf{lgungen der Verwaltungskommis5ion If[1Ii lier Vef'&8~ekBmmIUI(H1 itai:ltrats~laA 
können beim Verwaltungsgericht angefa.:hten werden. 

XII. Übergangs- und Schlus.sbestimmufl98n 

Art. 70 We,terfOhrung bisheriger Obergengsbestimmungen 

Von der Verwaltung5kommission bereits be&chlossene Übergangsbestimmungen l'!ur 
Revision per 1. Januar 20Cl6 und zur Teilrevision per 1. Januar 2006 werden unveran­
der! weitergeführt. 
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Art. 71 Weiterfllhrung der Aktiven und Passiven sowie bestehender Vertrage 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes übernimmt die selbststandige öffentli ch-rechtliche An­
stalt von der bisher~en unselbstst~ndigen Anstah· 

a) die Aktiven und Passiven aus dar Bilanz. 

b) den Bestand der akliven und invaliden VerSicherten sowie der Renler"lbeziehenden; 

c) die bestehenden Vertr:ige mit der ROd<versic/"te(ung, den Rentnervertrag mit 
Swiss Li le. die Vertrage mit den VermOgensverwaltungen sowie elle übrigen durch 
die bish-erige Pensionsversictlerung abgeschlossenen Vertrage und Vere inbarun­

g'" 

Art. 72 An,ehlussv.rtrige 
(An. 4 I>KSC-G) 

SoI,lI1ge mit def Kreisvll1"Waltung und der bürgerlichen Verwaltung keine An.schlussver­
träge bestehen. gelten dieses Gesetz. das Vorsorgereglement sowie die weiteren Reg­
lemente auch für die Versicherten dieser Verwaltungen. 

Art. 73 Besitz.tsnd bal bisherigen Klnderr.nl.n 
(AI1 23. 27. 37 I'KSC-G) 

Alteßkinderrenten, InvalIdenkinderrenten und Waisenrenten werden nach den Bestim ­
mungen der Verordnung Ober die Pen&ioo&l'IIfSichen.m9 des Persooats def" Stadt Chur 
vom 15. Dezember 2005 ausgerichtet, wenn der Vorsorge!all. weld1er die Rente auslOs­
te, sich vor Inkra"fttrelen dieses Gesetzes ereignete. 

Art 74 Übernahme bi1iheriger Organfunktionen und Mitarbeitende der 
Guc::hlflsstell. 

Die Amtsinhabendeo def" Orgooe def blshengen Pensions~rung $OWIII die Mitar­
beitenden der GeSGhsftsstelle werden mit den bestehenden Vertragen und Vl! reinba­
rungen von der neuen Pensions kasse übernommen 

Art. 75 SonderbestImmung Ober d.n freiwilligen Einkauf 
(M. 17 PKSC-GlAn. 23 PKSCVR) 

Die Frist von dre i Jahren bis zum ardentlN:hen Attersrüddritl. für das lelslel"l einllf freiwil­
Ilgl!n Einkaufssumrne gilt ab Jahrgang 1949 (Manner) bzw. 1950 (Frauen) OIe Frist bei 
vol"Zl!itigem freiwilligem Altersrucl<.tntt von einem Jahr gi~ ab Jahrgang 1947 (Manner) 
bzw. 1948 (Frauen), Als Ubergangsregelunlil gelten folgende Fristen: 

Jahrgang 
{Männerl 
Frauen} 

Frist bis ardentl 
Al1ersrOcktritt 

in Jahren 

Letzte EinkaufsmögUchke~ 
ins Jahrl mit Nter 
(MtmnerlFrauen) 
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19<15146 , 
"'" I (65164) 

1946J47 , 20" I (65164) 
1947/48 1 20" I (64/63) 
1948149 2 2011 I (63162) 
ilb 1949/50 J 2011 I (621ti l ) 

Art. 76 Stailtsgarantle 

' Die Stadt gewährt für maXimal 10 Jahre ae~ Inkraftlreten dieses Gesetzes Garantie auf 
die gElsatzlichen leistungen und die ErlCiliung der Bestimmungen des BlßIHrechlS. 

, Die $taalsgaranbe endet von:eitig, sobald die PensIonskasse zwei Jahre nacheinander 
mindestens einen Oeckungsgrad von 105 Prozent ohne Einbezug der Wertsel'lwaft.­
kUI"IQSfeserve ausweist 

Art. 77 Aufhebung bisherigen Rechts 

1.Mit dem Inkrafttreten dieses Geset2.ElS werden folgende Rechtserlass! aufgehoben ' 

s) die Verordnung übe, die Pens iOf1~wersicherung des Personals der Stadt Chur \10m 

15. De~ember 2005; 

b) die Verordnung über die Vl!f$lcI'Ierun~ommission der Penslonsllilf'Slcherung des 
Pen;.OI1als der Stadt Chur (GescMftsordnung) vom 15. Dezember 2005; 

cl die Verordnung über die PenSlonsverSII;;herung der Mitglieder des Stadtrates \/Oll 

Churvom 15. Dezembef2005 

I Akl!y amtierende ,.!ltglieoe( 001 Stadtrat", welche \lor dem 31, Dezember 2012 IIn 
Elntrktsge!d 1!llsten mU5$len und bis dalM noch nicht zwölf Amt"ahre auSweisen, wer­
den sllII nJ viel bezahlten Elnk.y1sbertnkM als ffelWll'iQe Ejnlaoo dem A!ter&konto zu­
attz!lch aUlQescmeben, Die ~u VIel btzahllen E'nkau'sbeiträge emspredleO der totalen 
E nkilUfs&IJmme dividiert dl.l!4h ZWOII mul p!iz!ert mit d!!fI b $ zu zwölf leblenden Amts­
lahren Oie Einlage efl!S1lfICht Mitzl'chen Afbejtge/.lefbeTträaen Wird VOI'I der Sti!dt 
dm etne EmmalzahillTlIJ aelei,le\. 

Art. 78 Inkrafttreton 
(M ~7 PKSC_VII) 

Dar Stadtrat bestimmt dl!n ZeitpuI'IKt des Inkrafttretl!ns dieses Geselles nach der An­
nahme durch den Gemeinderat bzw. durch das Volk. 
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